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Beschlussempfehlung 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 17/12978, wird in der Fassung der Be-
schlüsse des Ausschusses angenommen. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
 

 Beschlüsse des Ausschusses 

Gesetz zur Umsetzung des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 

 

 Gesetz zur Umsetzung des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 

 
Artikel 1 

Änderung des Ausführungsgesetzes 
NRW Glücksspielstaatsvertrag 

 
Das Ausführungsgesetz NRW Glücksspiel-
staatsvertrag vom 13. November 2012  
(GV. NRW. S. 524), das zuletzt durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 3. Dezember 2019  
(GV. NRW. S. 911) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 
 

 Artikel 1 
Änderung des Ausführungsgesetzes 

NRW Glücksspielstaatsvertrag 
 

Das Ausführungsgesetz NRW Glücksspiel-
staatsvertrag vom 13. November 2012  
(GV. NRW. S. 524), das zuletzt durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 3. Dezember 2019  
(GV. NRW. S. 911) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 
 

1. In der Überschrift des Teils 1 werden die 
Wörter „Staatsvertrages zum Glücks-
spielwesen in Deutschland“ durch die 
Wörter „Glücksspielstaatsvertrags 
2021“ ersetzt. 

 

 1. unverändert  

2. § 2 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 wird das Wort 
„Glücksspielstaatsvertrag“ 
durch die Wörter „des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021 vom 
[Einsetzen: Datum und Fund-
stelle]“ ersetzt. 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 
 

 2. unverändert  

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 wird nach dem Wort 
„Glücksspielstaatsvertrag“ die 
Angabe „2021“ eingefügt. 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
„Sie unterstützt die nach den § 
9a Absatz 1 bis 3, § 19 Absatz 
2, §§ 27f und 27p des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021 zu-
ständigen Glücksspielauf-
sichtsbehörden bei der Erfül-
lung ihrer Aufgaben.“ 

cc) In Satz 3 werden die Wörter 
„gegenüber der Finanzbe-
hörde“ durch die Wörter „den 
Finanzbehörden“ ersetzt. 
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3. § 3 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 3 
Veranstaltung, Durchführung und  

Vermittlung 
 
(1) Das Land erfüllt die ordnungsrechtli-
che Aufgabe nach § 10 Absatz 1 Satz 1 
des Glücksspielstaatsvertrags 2021, ein 
ausreichendes Glücksspielangebot si-
cherzustellen, durch einen Rechtsträger 
im Sinne des § 10 Absatz 2 des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021, dessen Auf-
gabenumfang sich aus der ihm nach § 4 
erteilten Erlaubnis ergibt. Anderweitige 
Betätigungen und die Gründung von 
Tochterunternehmen bedürfen der Er-
laubnis, die nur erteilt werden darf, 
wenn sichergestellt ist, dass hierdurch 
die Aufgabenerfüllung nach Satz 1 nicht 
beeinträchtigt wird. 
 
(2) In Bezug auf Klassenlotterien und 
ähnliche Spielangebote wird die ord-
nungsrechtliche Aufgabe nach Absatz 1 
durch die Anstalt „GKL Gemeinsame 
Klassenlotterie der Länder“ auf der 
Grundlage des Staatsvertrages über die 
Gründung der GKL Gemeinsame Klas-
senlotterie der Länder vom 15. Dezem-
ber 2011 und vom 19. Januar 2012 (GV. 
NRW. 2012 S. 223) erfüllt. 
 
(3) Annahmestellen gemäß § 5, Lotte-
rieeinnehmer gemäß § 6 Absatz 2, ge-
werbliche Spielvermittler gemäß § 7 und 
Wettvermittlungsstellen gemäß § 13 be-
dürfen nach § 4 des Glücksspielstaats-
vertrags 2021 für die Vermittlung von 
Glücksspielen der Erlaubnis der zustän-
digen Behörde.“ 

 

 3.  unverändert  

4. § 4 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Satz 1 wird wie folgt geän-
dert: 

 
aaa) Nummer 2 wird wie 

folgt gefasst: 
 

„2. die Einhaltung  

 4. § 4 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Satz 1 wird wie folgt geän-
dert: 

 
aaa) Nummer 2 wird wie 

folgt gefasst: 
 

„2. die Einhaltung  
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a) der Jugend-
schutzanfor-
derungen 
nach § 4 Ab-
satz 3 des 
Glücksspiel-
staatsvertrags 
2021,  

b) der Werbebe-
schränkungen 
nach § 5 des 
Glücksspiel-
staatsvertrags 
2021, 

c) der Anforde-
rungen an die 
Aufklärung 
nach § 7 des 
Glücksspiel-
staatsvertrags 
2021 und 

d) die Teilnahme 
am Sperrsys-
tem für die 
Verpflichteten 
nach den §§ 8 
bis 8c und 23 
des Glücks-
spielstaatsver-
trags 2021 

sichergestellt ist,“. 
 

bbb) Nummer 3 wird aufge-
hoben. 

 
ccc) Die bisherige Nummer 

4 wird Nummer 3 und 
wird wie folgt gefasst: 

 
„3. die Anforderungen 

des § 6 des 
Glücksspielstaats-
vertrags 2021 er-
füllt sind,“. 

 
ddd) Nummer 5 wird Num-

mer 4 und das Wort 
„wird“ durch das Wort 
„werden“ ersetzt. 

 
 
 

a) der Jugend-
schutzanfor-
derungen 
nach § 4 Ab-
satz 3 des 
Glücksspiel-
staatsvertrags 
2021,  

b) der Werbebe-
schränkungen 
nach § 5 des 
Glücksspiel-
staatsvertrags 
2021, 

c) der Anforde-
rungen an die 
Aufklärung 
nach § 7 des 
Glücksspiel-
staatsvertrags 
2021 und 

d) die Teilnahme 
am Sperrsys-
tem für die 
Verpflichteten 
nach den §§ 8 
bis 8c und 23 
des Glücks-
spielstaatsver-
trags 2021 

sichergestellt ist,“. 
 

bbb) Nummer 3 wird aufge-
hoben. 

 
ccc) Die bisherige Nummer 

4 wird Nummer 3 und 
wird wie folgt gefasst: 

 
„3. die Anforderungen 

des § 6 des 
Glücksspielstaats-
vertrags 2021 er-
füllt sind,“. 

 
ddd) Nummer 5 wird Num-

mer 4 und das Wort 
„wird“ durch das Wort 
„werden“ ersetzt. 
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eee) Die bisherige Nummer 
6 wird Nummer 5, nach 
dem Wort „Vertriebs-
wege“ werden die Wör-
ter „die Veranstalterin 
oder der Veranstalter 
nach § 3 Absatz 1“ ein-
gefügt und das Wort 
„Glücksspielstaatsver-
trag“ wird durch die 
Wörter „des Glücks-
spielstaatsvertrags 
2021“ ersetzt. 

fff) Die Nummern 7 bis 10 
werden aufgehoben. 

 
bb) In Satz 2 wird das Semikolon 

nach dem Wort „führen“ 
durch einen Punkt ersetzt und 
die Wörter „die Erlaubnisbe-
hörde ist ohne derartige Un-
terlagen nicht zu eigenen Er-
mittlungen verpflichtet.“ ge-
strichen. 

 
cc) Nach Satz 2 wird folgender 

Satz eingefügt: 
  
 „Die Erlaubnisbehörde ist 

ohne derartige Unterlagen 
nicht zu eigenen Ermittlungen 
verpflichtet.“ 

 

eee) Die bisherige Nummer 
6 wird Nummer 5, nach 
dem Wort „Vertriebs-
wege“ werden die Wör-
ter „der Veranstalterin-
nen oder der Veranstal-
ter nach § 3 Absatz 1“ 
eingefügt und das Wort 
„Glücksspielstaatsver-
trag“ wird durch die 
Wörter „des Glücks-
spielstaatsvertrags 
2021“ ersetzt. 

fff) Die Nummern 7 bis 10 
werden aufgehoben. 

 
bb) In Satz 2 wird das Semikolon 

nach dem Wort „führen“ 
durch einen Punkt ersetzt und 
die Wörter „die Erlaubnisbe-
hörde ist ohne derartige Un-
terlagen nicht zu eigenen Er-
mittlungen verpflichtet.“ ge-
strichen. 

 
cc) Nach Satz 2 wird folgender 

Satz eingefügt: 
  
 „Die Erlaubnisbehörde ist 

ohne derartige Unterlagen 
nicht zu eigenen Ermittlungen 
verpflichtet.“ 

 
b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

 
 b) unverändert  

c) Der bisherige Absatz 3 wird Ab-
satz 2 und wie folgt geändert: 

 
aa) Satz 1 wird durch folgende 

Sätze 1 und 2 ersetzt: 
 

„Die Erlaubnis ist widerruflich 
und befristet zu erteilen. Sie 
kann, auch nachträglich, mit 
Inhalts- und Nebenbestim-
mungen verbunden werden.“ 

 
bb) Der neue Satz 3 wird wie folgt 

geändert: 
 
 
 
 

 c) unverändert  
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aaa) In Nummer 5 wird das 
Wort „und“ durch ein 
Komma ersetzt. 

bbb) In Nummer 6 wird nach 
dem Wort „Veranstal-
ter“ das Wort „und“ ein-
gefügt. 

ccc) Nach Nummer 6 wird 
folgende Nummer 7 
eingefügt: 
 
„7. Inhalts- und Neben-

bestimmungen für 
die erlaubte Wer-
bung“. 

 
d) Der bisherige Absatz 4 wird Ab-

satz 3. 
 

 d) unverändert 

e) Der bisherige Absatz 5 wird Ab-
satz 4 und wie folgt gefasst: 

 
 „(4) Die Erlaubnis darf nicht für das 

Vermitteln von Glücksspielen erteilt 
werden, die nach dem Glücksspiel-
staatsvertrag 2021 nicht erlaubt 
sind.“ 

 

 e) unverändert 

f) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 
 
 „(5) Die Erlaubnis für Spielhallen 

richtet sich nach § 16.“ 
 

 f) unverändert  

5. § 5 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(1) Der Betrieb einer Annahme-

stelle bedarf der behördlichen Er-
laubnis. In ihr werden stationär Lot-
terieprodukte der staatlichen Ver-
anstalterin oder des staatlichen 
Veranstalters nach § 3 Absatz 1 
vermittelt. Der Antrag kann nur von 
der Veranstalterin oder dem Veran-
stalter gestellt werden und setzt ei-
nen privatrechtlichen Vertrag zwi-
schen der Annahmestellenbetrei-
berin oder dem Annahmestellenbe-
treiber und der Veranstalterin oder 
dem Veranstalter voraus. § 13b 
bleibt unberührt.“. 

 

 5. § 5 wird wie folgt geändert: 
 

a) unverändert  
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b) In Absatz 2 wird das Wort „Glücks-
spielstaatsvertrag“ durch die Wör-
ter „des Glücksspielstaatsvertrags 
2021“ ersetzt. 

 

 b) unverändert  

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 

„(3) Die Erlaubnis für den Betrieb ei-
ner Annahmestelle darf nur erteilt 
werden, wenn die Räumlichkeiten 
nach ihrer Lage, Beschaffenheit, 
Ausstattung und Einteilung den Zie-
len des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 gemäß § 1 nicht entgegenste-
hen. In Spielbanken, Wettvermitt-
lungsstellen, Spielhallen und allen 
dazu gehörenden Flächen oder in 
ähnlichen Unternehmen, die aus-
schließlich oder überwiegend der 
Aufstellung von Spielgeräten oder 
der Veranstaltung von anderen 
Spielen im Sinne des § 33c Absatz 
1 Satz 1 oder des § 33d Absatz 1 
Satz 1 der Gewerbeordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Februar 1999 (BGBl. I S. 202), 
die zuletzt durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 18. Januar 2021 (BGBl. 
I S. 2) geändert worden ist, dienen, 
sowie in Gaststätten darf eine An-
nahmestelle nicht betrieben wer-
den. Gleiches gilt für andere Räum-
lichkeiten, in denen Geld- oder Wa-
renspielgeräte mit Gewinnmöglich-
keit bereitgehalten werden. In einer 
Annahmestelle dürfen keine Geld- 
oder Warenspielgeräte mit Gewinn-
möglichkeit und keine Wetttermi-
nals betrieben werden.“. 

 

 c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 

„(3) Die Erlaubnis für den Betrieb ei-
ner Annahmestelle darf nur erteilt 
werden, wenn die Räumlichkeiten 
nach ihrer Lage, Beschaffenheit, 
Ausstattung und Einteilung den Zie-
len des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 gemäß § 1 nicht entgegenste-
hen. In Spielbanken, Wettvermitt-
lungsstellen, Spielhallen und allen 
dazu gehörenden Flächen oder in 
ähnlichen Unternehmen, die aus-
schließlich oder überwiegend der 
Aufstellung von Spielgeräten oder 
der Veranstaltung von anderen 
Spielen im Sinne des § 33c Absatz 
1 Satz 1 oder des § 33d Absatz 1 
Satz 1 der Gewerbeordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Februar 1999 (BGBl. I S. 202), 
die zuletzt durch Artikel 5 Absatz 4 
des Gesetzes vom 9. März 2021 
(BGBl. I S. 327) geändert worden 
ist, dienen, sowie in Gaststätten 
darf eine Annahmestelle nicht be-
trieben werden. Gleiches gilt für an-
dere Räumlichkeiten, in denen 
Geld- oder Warenspielgeräte mit 
Gewinnmöglichkeit bereitgehalten 
werden. In einer Annahmestelle 
dürfen keine Geld- oder Waren-
spielgeräte mit Gewinnmöglichkeit 
und keine Wettterminals betrieben 
werden.“. 

 
d) Absatz 4 wird aufgehoben. 

 
 d) unverändert 

e) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 
4 und in Satz 2 werden die Wörter 
„Glücksspielstaatsvertrag unter Be-
rücksichtigung der unterschiedli-
chen Gefährdungspotentiale für 
Glücksspiele im Sinne von § 22 Ab-
satz 2 Glücksspielstaatsvertrag“ 
durch die Wörter „des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021“ ersetzt. 

 

 e) unverändert  
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f) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(6) Maßgeblich für die Berechnung 

des Mindestabstands ist die Luftli-
nie zwischen dem Eingang der An-
nahmestelle und dem Eingang der 
anderen Annahmestelle oder Ein-
richtung. Abweichend davon ist bei 
Schulen und Einrichtungen der Kin-
der- und Jugendhilfe die Grenze 
des Grundstücks maßgeblich. Sind 
mehrere Eingänge vorhanden, ist 
jener Eingang maßgeblich, bei des-
sen Berücksichtigung sich die ge-
ringste Entfernung ergibt. Außer 
Betracht bleiben solche Eingänge, 
die bestimmungsgemäß nicht 
durch die Kundinnen und Kunden 
der Annahmestelle beziehungs-
weise die Benutzerinnen und Be-
nutzer der anderen Einrichtung zu 
nutzen sind. Mindestabstände zu 
öffentlichen Schulen und Einrich-
tungen der Kinder- und Jugendhilfe 
hindern nicht die Neuansiedlung 
solcher Einrichtungen. Im Fall der 
Neuansiedlung von öffentlichen 
Schulen und Einrichtungen der Kin-
der- und Jugendhilfe innerhalb des 
Mindestabstands genießen er-
laubte Annahmestellen Bestands-
schutz für die Dauer der Wirksam-
keit der zum Zeitpunkt der Neuan-
siedlung wirksamen Erlaubnis.“. 

 

 f) unverändert  

g) Der bisherige Absatz 7 wird Ab-
satz 5 und wie folgt geändert: 

 
aa) In Satz 1 werden die Wörter 

„Meter Luftlinie“ durch das 
Wort „Metern“ ersetzt. 

 
bb) Satz 4 wird aufgehoben. 

 

 g) unverändert  

6. § 6 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 werden die Wörter 
„Glücksspielaufsichtsbehörde des 
Landes, in dessen Gebiet die An-
stalt ihren Sitz hat (Hamburg)“ 
durch die Wörter „nach § 9a Absatz 
1 Nummer 1 des Glücksspiel-

 6. unverändert  
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staatsvertrags 2021 zuständige Be-
hörde“ ersetzt. 

 
b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

 
c) Absatz 3 wird Absatz 2 und das 

Wort „Glücksspielstaatsvertrag“ 
durch die Wörter „des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021“ ersetzt. 

 

  

7. § 7 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„§ 19 des Glücksspielstaatsver-
trags 2021 bleibt unberührt.“. 

 

 7. unverändert 

b) In Absatz 3 werden die Wörter „Ab-
weichend von Absatz 1 Satz 1 
kann“ durch die Wörter „Es kann 
auch“ ersetzt. 

 

  

  7a. In § 8 werden nach dem Wort „Bera-
tungsstellen“ die Wörter „und Projekten“ 
eingefügt. 

 
8. In § 9 Absatz 2 werden die Wörter „Ab-

satz 3 sowie die Konzessionäre nach 
§ 4a Glücksspielstaatsvertrag und die 
Sportwettvermittler nach § 13 Absatz 2 
sind verpflichtet, Daten im Sinne des 
§ 23 Glücksspielstaatsvertrag“ durch 
die Wörter „Absatz 2 sowie die Sport-
wettvermittlerinnen und Sportwettver-
mittler nach § 13 sind verpflichtet, Daten 
im Sinne des § 23 des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021“ ersetzt. 

 

 8. § 9 wird wie folgt geändert: 
 

a) Die Überschrift wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Förderung der Glücksspielfor-

schung“. 
 
b) In Absatz 1 Satz 1 werden nach 

dem Wort „Glücksspielsucht“ die 
Wörter „und der Auswirkungen der 
zum 1. Juli 2021 eingetretenen 
Rechtsänderungen“ eingefügt. 

 
c) In Absatz 2 werden die Wörter „Ab-

satz 3 sowie die Konzessionäre 
nach § 4a Glücksspielstaatsvertrag 
und die Sportwettvermittler nach 
§ 13 Absatz 2 sind verpflichtet, Da-
ten im Sinne des § 23 Glücksspiel-
staatsvertrag“ durch die Wörter 
„Absatz 2 sowie die Sportwettver-
mittlerinnen und Sportwettvermittler 
nach § 13 sind verpflichtet, Daten 
im Sinne des § 23 des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021“ ersetzt. 
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9. § 10 wird wie folgt geändert: 
 

 9. unverändert  

a) Der Wortlaut wird Absatz 1. 
 

  

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 
 

 „(2) Zweckabgaben aus Sportwet-
ten, die staatlich veranstaltet wer-
den, sind ausschließlich für sportli-
che und kulturelle Zwecke, für Zwe-
cke des Umweltschutzes und der 
Entwicklungszusammenarbeit, für 
Zwecke der Jugendhilfe und für 
Zwecke der Wohlfahrtspflege nach 
§ 29 Absatz 2 des Spielbankgeset-
zes NRW vom 29. Mai 2020 (GV. 
NRW. S. 363) in der jeweils gelten-
den Fassung sowie für Hilfeeinrich-
tungen für Glücksspielsüchtige zu 
verwenden.“. 

 

  

10. In der Überschrift des Teils 3 wird das 
Wort „, Sperrdatei“ gestrichen. 

 

 10. unverändert  

11. § 11 wird wie folgt geändert: 
 

 11. unverändert  

a) In Satz 2 werden nach dem Wort 
„ist“ die Wörter „, soweit nicht eine 
Ausnahme nach § 4 Absatz 3 Satz 
4 des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 gegeben ist,“ eingefügt. 

 
b) In Satz 4 wird nach dem Wort „Auf-

sichtsaufgaben“ das Wort „selbst“ 
eingefügt. 

 

  

12. § 12 wird aufgehoben. 
 

 12. unverändert  

13. § 13 wird wie folgt geändert: 
 

 13. § 13 wird wie folgt geändert: 
 

a) Die Absätze 1 bis 5 werden wie 
folgt gefasst: 

 
„(1) Die Vermittlung von Sportwet-
ten im Sinne von § 3 Absatz 1 Satz 
4 des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 in einer stationären Vertriebs-
stelle im Sinne des § 3 Absatz 6 des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021, 
Betreiben einer Wettvermittlungs-
stelle, bedarf der Erlaubnis nach 
§ 4 Absatz 1 des Glücksspielstaats-
vertrags 2021 sowie nach § 4 und 

 a) Die Absätze 1 bis 5 werden wie 
folgt gefasst: 

 
„(1) Die Vermittlung von Sportwet-
ten im Sinne von § 3 Absatz 1 Satz 
4 des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 in einer stationären Vertriebs-
stelle im Sinne des § 3 Absatz 6 des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 
(Betreiben einer Wettvermittlungs-
stelle) bedarf der Erlaubnis nach 
§ 4 Absatz 1 des Glücksspielstaats-
vertrags 2021 sowie nach § 4 und 
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der weiteren Vorschriften dieses 
Gesetzes. § 21a des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 bleibt unbe-
rührt. Unerheblich für die Einord-
nung als Wettvermittlungsstelle ist, 
ob die Räumlichkeiten Sitz- oder 
Stehgelegenheiten anbieten, die 
zum längeren Verweilen einladen, 
und ob Monitore oder Fernsehge-
räte angebracht sind. 
 
(2) Die Erlaubnis zum Betreiben ei-
ner Wettvermittlungsstelle wird der 
Inhaberin oder dem Inhaber der 
Veranstaltererlaubnis für Sportwet-
ten in Bezug auf eine bestimmte 
Vermittlerin oder einen bestimmten 
Vermittler erteilt. Den Erlaubnisan-
trag kann nur die Veranstalterin o-
der der Veranstalter stellen. Die 
Veranstalterin oder der Veranstal-
ter trägt die Gewähr dafür, dass die 
Vermittlerin oder der Vermittler die 
im Antragsverfahren zu berücksich-
tigenden gesetzlichen Anforderun-
gen für das Betreiben einer Wett-
vermittlungsstelle erfüllt. Die Er-
laubnis berechtigt nur zum Betrieb 
der Wettvermittlungsstelle durch 
die im Antrag genannte Vermittlerin 
oder den im Antrag genannten Ver-
mittler. Ist die Vermittlerin eine juris-
tische Person, berechtigt die Er-
laubnis zudem nur zum Betreiben 
der Wettvermittlungsstelle durch 
die im Antrag genannte Geschäfts-
führung, es sei denn, die für die Er-
laubniserteilung zuständige Be-
hörde stimmt dem Betreiben durch 
die neue Geschäftsführung zu. Die 
Zustimmung ist zu erteilen, wenn 
alle neuen Mitglieder der Ge-
schäftsführung die Voraussetzun-
gen des § 4 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 4 erfüllen. Die Erlaubnis er-
lischt im Fall einer Beendigung der 
Veranstaltererlaubnis. Sie darf 
nicht übertragen werden. Ihre Ver-
pachtung und Unterverpachtung 
sind unzulässig. 

 
 
 

der weiteren Vorschriften dieses 
Gesetzes. § 21a des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 bleibt unbe-
rührt. Unerheblich für die Einord-
nung als Wettvermittlungsstelle ist, 
ob die Räumlichkeiten Sitz- oder 
Stehgelegenheiten anbieten, die 
zum längeren Verweilen einladen, 
und ob Monitore oder Fernsehge-
räte angebracht sind. 
 
(2) Die Erlaubnis zum Betreiben ei-
ner Wettvermittlungsstelle durch 
eine Vermittlerin oder einen Ver-
mittler wird der Inhaberin oder dem 
Inhaber der Veranstaltererlaubnis 
für Sportwetten und der Vermittlerin 
oder dem Vermittler erteilt. Den Er-
laubnisantrag kann nur die Veran-
stalterin oder der Veranstalter stel-
len. Die Veranstalterin oder der 
Veranstalter trägt die Gewähr da-
für, dass die Vermittlerin oder der 
Vermittler die im Antragsverfahren 
zu berücksichtigenden gesetzli-
chen Anforderungen für das Betrei-
ben einer Wettvermittlungsstelle er-
füllt. Die Erlaubnis berechtigt nur 
zum Betrieb der Wettvermittlungs-
stelle durch die im Antrag genannte 
Vermittlerin oder den im Antrag ge-
nannten Vermittler. Ist die Vermitt-
lerin eine juristische Person, be-
rechtigt die Erlaubnis zudem nur 
zum Betreiben der Wettvermitt-
lungsstelle durch die im Antrag ge-
nannte Geschäftsführung, es sei 
denn, die für die Erlaubniserteilung 
zuständige Behörde stimmt dem 
Betreiben durch die neue Ge-
schäftsführung zu. Die Zustimmung 
ist zu erteilen, wenn alle neuen Mit-
glieder der Geschäftsführung die 
Voraussetzungen des § 4 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 4 erfüllen. Die Er-
laubnis erlischt im Fall einer Been-
digung der Veranstaltererlaubnis. 
Sie darf nicht übertragen werden. 
Ihre Verpachtung und Unterver-
pachtung sind unzulässig. 
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(3) Die Erlaubnis darf nur für die 
Vermittlung im Hauptgeschäft er-
teilt werden. Eine Vermittlung im 
Nebengeschäft ist unzulässig. Die 
Erlaubnis darf nur erteilt werden, 
wenn die Geschäftsräume nach ih-
rer Lage, Beschaffenheit und Aus-
stattung den Zielen des § 1 des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 
nicht entgegenstehen. Die Erlaub-
nis ist längstens auf sieben Jahre 
zu befristen. 
 
(4) In einer Wettvermittlungsstelle 
und allen dazu gehörenden Flä-
chen dürfen ausschließlich die in 
der Veranstaltererlaubnis zugelas-
senen Sportwetten an diejenige 
Veranstalterin beziehungsweise 
denjenigen Veranstalter vermittelt 
werden, die Inhaberin beziehungs-
weise Inhaber der Erlaubnis zum 
Betreiben der Wettvermittlungs-
stelle ist. Die Vermittlung oder Ver-
anstaltung sonstiger öffentlicher 
Glücksspiele ist nicht zulässig. Da-
von ausgenommen sind der Ab-
schluss und die Vermittlung von 
Pferdewetten unter Einhaltung der 
gesetzlichen Voraussetzungen für 
den Abschluss und die Vermittlung 
von Pferdewetten. 
 
(5) Als nach § 21a Absatz 2 des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 au-
ßerhalb von Wettvermittlungsstel-
len verbotene Vermittlungstätigkeit 
gilt auch jede Tätigkeit, die darauf 
gerichtet ist, eine Wettkontoeröff-
nung zu bewirken, insbesondere, 
wenn Kundendaten erhoben wer-
den, sowie das Aufstellen von Wett-
terminals und jede Form des Dul-
dens des Aufstellens von Wettter-
minals. Der Betrieb von Wettver-
mittlungsstellen ist unzulässig in 
 
1. Spielbanken, Spielhallen und 

allen dazu gehörenden Flä-
chen oder in ähnlichen Unter-
nehmen, die ausschließlich  
oder überwiegend der Aufstel-
lung von Spielgeräten oder der 

(3) Die Erlaubnis darf nur für die 
Vermittlung im Hauptgeschäft er-
teilt werden. Eine Vermittlung im 
Nebengeschäft ist unzulässig. Die 
Erlaubnis darf nur erteilt werden, 
wenn die Geschäftsräume nach ih-
rer Lage, Beschaffenheit und Aus-
stattung den Zielen des § 1 des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 
nicht entgegenstehen. Die Erlaub-
nis ist längstens auf sieben Jahre 
zu befristen. 
 
(4) In einer Wettvermittlungsstelle 
und allen dazu gehörenden Flä-
chen dürfen ausschließlich die in 
der Veranstaltererlaubnis zugelas-
senen Sportwetten an diejenige 
Veranstalterin beziehungsweise 
denjenigen Veranstalter vermittelt 
werden, der oder dem die Erlaubnis 
zum Betreiben der Wettvermitt-
lungsstelle erteilt worden ist. Die 
Vermittlung oder Veranstaltung 
sonstiger öffentlicher Glücksspiele 
ist nicht zulässig. Davon ausge-
nommen sind der Abschluss und 
die Vermittlung von Pferdewetten 
unter Einhaltung der gesetzlichen 
Voraussetzungen für den Ab-
schluss und die Vermittlung von 
Pferdewetten. 
 
(5) Als nach § 21a Absatz 2 des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 au-
ßerhalb von Wettvermittlungsstel-
len verbotene Vermittlungstätigkeit 
gilt auch jede Tätigkeit, die darauf 
gerichtet ist, eine Wettkontoeröff-
nung zu bewirken, insbesondere, 
wenn Kundendaten erhoben wer-
den, sowie das Aufstellen von Wett-
terminals und jede Form des Dul-
dens des Aufstellens von Wettter-
minals. Der Betrieb von Wettver-
mittlungsstellen ist unzulässig in 
 
1. Spielbanken, Spielhallen und 

allen dazu gehörenden Flä-
chen oder in ähnlichen Unter-
nehmen, die ausschließlich  
oder überwiegend der Aufstel-
lung von Spielgeräten oder der 
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Veranstaltung von anderen 
Spielen im Sinne des § 33c Ab-
satz 1 Satz 1 oder des § 33d 
Absatz 1 Satz 1 der Gewerbe-
ordnung dienen, 

2. Gaststätten und gastronomie-
ähnlichen Räumen sowie 

3. anderen Räumlichkeiten, in de-
nen Geld- oder Warenspielge-
räte mit Gewinnmöglichkeit be-
reitgehalten werden.“. 

 

Veranstaltung von anderen 
Spielen im Sinne des § 33c Ab-
satz 1 Satz 1 oder des § 33d 
Absatz 1 Satz 1 der Gewerbe-
ordnung dienen, 

2. Gaststätten und gastronomie-
ähnlichen Räumen sowie 

3. anderen Räumlichkeiten, in de-
nen Geld- oder Warenspielge-
räte mit Gewinnmöglichkeit be-
reitgehalten werden.“. 

 
b) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 wird das Wort 
„Glücksspielstaatsvertrags“ 
durch die Angabe „Glücks-
spielstaatsvertrag 2021“ er-
setzt. 

 
bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

 

 b) unverändert  

c) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden das Wort 
„Genehmigungsbehörde“ 
durch das Wort „Erlaubnisbe-
hörde“ und die Wörter „§ 9 
Absatz 1 Nummer 1 des 
Glücksspielstaatsvertrags“ 
durch die Wörter „§ 9 Absatz 
1 Satz 3 Nummer 1 des 
Glücksspielstaatsvertrags 
2021“ ersetzt. 

 
bb) In Satz 2 werden nach dem 

Wort „Unterlagen“ die Wörter 
„einschließlich elektronischer 
Dokumente“ eingefügt. 

 
 
cc) Folgender Satz wird ange-

fügt: 
 
 „Aufbewahrungsvorschriften 

nach anderen Gesetzen blei-
ben unberührt.“. 

 
 
 
 
 
 

 c) unverändert  
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d) Absatz 8 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(8) Eine anonyme Wettabgabe ist 

verboten. Vermittlerinnen und Ver-
mittler sind verpflichtet, ein von der 
Inhaberin oder dem Inhaber der 
Veranstaltererlaubnis vorgehalte-
nes spielerbezogenes Konto zu 
nutzen, um einen medienbruch-
freien Austausch der Daten, die die 
Spielerin oder den Spieler betref-
fen, zu gewährleisten. Auf dem 
spielerbezogenen Konto sind sämt-
liche von der Spielerin oder dem 
Spieler, auf deren beziehungs-
weise dessen Namen das spieler-
bezogene Konto geführt wird, getä-
tigten Wetten zu erfassen. Von an-
deren Personen getätigte Wetten 
dürfen nicht erfasst werden. Bei 
dem spielerbezogenen Konto kann 
es sich um ein bei der Erlaubnisin-
haberin oder dem Erlaubnisinhaber 
nach den §§ 4 und 4a des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021 eingerich-
tetes Spielkonto gemäß § 6a des 
Glücksspielstaatsvertrages 2021 o-
der um ein stationäres Spielerkonto 
nach den folgenden Bestimmungen 
handeln, welches nur für stationäre 
Wetten genutzt werden darf. Er-
laubnisinhaberinnen oder Erlaub-
nisinhaber nach den §§ 4, 4a des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 
dürfen für jede Spielerin und jeden 
Spieler nur ein einziges stationäres 
Spielerkonto führen. § 21a Absatz 4 
des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 bleibt auch im Fall der Nut-
zung eines stationären Spielerkon-
tos unberührt. Bei Einrichtung eines 
stationären Spielerkontos hat eine 
eindeutige Identifizierung und eine 
Authentifizierung der Spielerin oder 
des Spielers zu erfolgen. Auf Ver-
langen der Spielerin oder des Spie-
lers müssen Ausdrucke über die auf 
dem stationären Spielerkonto er-
fassten Zahlungsvorgänge, die ab-
geschlossenen Wetten und die Ge-
winne zur Verfügung gestellt oder in 
elektronischer Form übermittelt 
werden. Dies gilt für ein Spielkonto 

 d) unverändert  
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nach § 6a des Glücksspielstaats-
vertrags 2021 entsprechend, wenn 
dieses für die Erfassung der statio-
nären Wetten genutzt wird. § 6d 
des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 bleibt unberührt. Spielerbezo-
gene Konten und Software, die im 
Rahmen der geldwäscherechtli-
chen Verpflichtungen erstellt und 
genutzt werden, können gleichzei-
tig zur glücksspielrechtlichen Auf-
gabenerfüllung verwandt werden, 
soweit die Anforderungen de-
ckungsgleich sind.“. 

 
e) In Absatz 9 Satz 1 werden die Wör-

ter „Betreiberin oder der Betreiber 
einer Wettvermittlungsstelle“ durch 
die Wörter „Vermittlerin oder der 
Vermittler“ und die Wörter „Sozial-
konzept nach § 6 des Glücksspiel-
staatsvertrages“ durch die Wörter 
„Sozialkonzept nach § 6 des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021“ er-
setzt. 

 

 e) unverändert  

f) Die Absätze 11 bis 13 werden 
durch die folgenden Absätze 11 bis 
14 ersetzt: 

 
 „(11) Die Vorschriften dieses Ge-

setzes sind entsprechend auf Inha-
berinnen oder Inhaber von Veran-
staltererlaubnissen für Sportwetten 
anzuwenden, die ohne Zwischen-
schaltung einer Wettvermittlerin o-
der eines Wettvermittlers erlaubte 
Wetten ortsgebunden eigenständig 
anbieten. 

 
 (12) Die Vermittlung von Sportwet-

ten auf oder im Umkreis von 100 
Metern um Sportanlagen, auf de-
nen zulässigerweise bewettbare 
Ereignisse stattfinden, ist verboten. 
Davon ausgenommen sind Sport-
anlagen, die ausschließlich dem 
Pferderennsport dienen. § 5 Absatz 
6 gilt entsprechend. Die für die Er-
laubnis zuständige Behörde darf 
unter Berücksichtigung der örtli-
chen Verhältnisse im Umfeld des 
jeweiligen Standortes im Einzelfall 

 f) unverändert  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/13980 

 
 

17 

von der Vorgabe zum Umkreis in 
Satz 1 abweichen. 

 
 (13) Zu anderen Wettvermittlungs-

stellen soll ein Mindestabstand von 
100 Metern nicht unterschritten 
werden. Die Wettvermittlungsstelle 
soll nicht in räumlicher Nähe zu öf-
fentlichen Schulen und zu Einrich-
tungen der Kinder- und Jugendhilfe 
betrieben werde, dabei soll regel-
mäßig ein Mindestabstand von 350 
Metern zu Grunde gelegt werden. § 
5 Absatz 6 gilt entsprechend. Die 
für die Erlaubnis zuständige Be-
hörde darf unter Berücksichtigung 
der örtlichen Verhältnisse im Um-
feld des jeweiligen Standortes im 
Einzelfall von der Maßgabe zum 
Mindestabstand abweichen. Bau-
planungsrechtliche Anforderungen 
bleiben unberührt. 

 
 (14) Über alle innerhalb desselben 

Kalendermonats vollständig einge-
gangenen Erlaubnisanträge hat die 
Erlaubnisbehörde gemeinsam zu 
entscheiden, wenn die Einhaltung 
des Mindestabstands nach Absatz 
13 Satz 1 nur dadurch zu erreichen 
ist, dass mindestens eine konkur-
rierende Antragstellerin oder ein 
konkurrierender Antragsteller seine 
Standortauswahl ändert. In diesen 
Fällen ist zur Auflösung der Konkur-
renzsituation eine Auswahlent-
scheidung zu treffen, wenn die kon-
kurrierenden Antragstellerinnen o-
der Antragsteller keine Einigung er-
zielen. Dasselbe gilt, wenn alle kon-
kurrierenden Wettvermittlungsstel-
len Wetten an dieselbe Antragstel-
lerin beziehungsweise denselben 
Antragsteller vermitteln und diese 
beziehungsweise dieser keine Ent-
scheidung trifft, welcher Antrag zu-
rückgezogen wird. Die Erlaubnisbe-
hörde darf die Auswahl durch Los-
entscheid vornehmen, sofern keine 
zwingenden rechtlichen Gründe 
eine andere Auswahlentscheidung 
gebieten. Das für Inneres zustän-
dige Ministerium wird ermächtigt, 
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die näheren Einzelheiten zur Aus-
wahlentscheidung durch Rechts-
verordnung zu regeln.“. 

 
g) Der bisherige Absatz 14 wird Ab-

satz 15 und wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden nach dem 
Wort „bestanden“ das Wort 
„haben“ gestrichen, die An-
gabe „4“ durch die Angabe 
„13“ ersetzt und nach der An-
gabe „30. Juni 2022“ die Wör-
ter „und für die Dauer der 
Wirksamkeit einer bis zu die-
sem Datum erteilten Erlaub-
nis für das Betreiben einer 
Wettvermittlungsstelle“ ein-
gefügt. 

 
bb) Folgender Satz wird ange-

fügt: 
 
 „Für diese Wettvermittlungs-

stellen findet Absatz 13 Satz 
2 mit der Maßgabe Anwen-
dung, dass regelmäßig ein 
Mindestabstand von 100 Me-
tern zu Grunde gelegt werden 
soll.“. 

 

 g) unverändert  

14. § 13a wird wie folgt geändert: 
 

 14. unverändert  

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Nummer 2 werden die Wör-
ter „durch Artikel 9 des Geset-
zes vom 25. März 2019 
(BGBl. I S. 357)“ durch die 
Wörter „zuletzt durch Artikel 9 
Absatz 8 des Gesetzes vom 
9. Dezember 2020 (BGBl. I S. 
2773)“ ersetzt. 

 
bb) Nummer 4 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„4. der Vertrieb von Waren 
und die Erbringung von 
anderen Dienstleistun-
gen, sofern der Vertrieb 
oder die Erbringung dem 
Zweck dient, einen 
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Anreiz zur Abgabe von 
Wetten in der Wettver-
mittlungsstelle zu schaf-
fen, unter Ausnahme der 
Einräumung der Möglich-
keit, Bild- oder Tonüber-
tragungen von Sporter-
eignissen in der Wettver-
mittlungsstelle zu verfol-
gen,“. 

 
b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 
 
 „(3) Vermittlerinnen, Vermittlern 

und deren Personal ist es verboten, 
Spielerinnen und Spieler dazu zu 
animieren, Wetten abzuschließen 
oder bestehende spielerbezogene 
Konten nicht zu kündigen. Vermitt-
lerinnen und Vermittler sind ver-
pflichtet, die Einhaltung des Ver-
bots durch geeignete Maßnahmen 
zu überwachen.“. 

 

  

15. § 13b wird wie folgt geändert: 
 

 15. unverändert  

a) In der Überschrift werden dem 
Wortlaut die Wörter „Übergangsre-
gelung für“ vorangestellt. 

 

  

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Bis zum 30. Juni 2024 dürfen 
aufgrund einer besonderen Erlaub-
nis in Annahmestellen nach § 5 im 
Nebengeschäft Sportwetten vermit-
telt werden, die von der Veranstal-
terin oder dem Veranstalter nach 
§ 3 Absatz 1 oder einer juristischen 
Person, an der ausschließlich Per-
sonen im Sinne des § 10 Absatz 2 
des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 beteiligt sind, veranstaltet 
werden. Die Vermittlung von Ergeb-
niswetten während des laufenden 
Sportereignisses sowie die Vermitt-
lung von Ereigniswetten sind in An-
nahmestellen unzulässig nach § 29 
Absatz 6 des Glücksspielstaatsver-
trags 2021.". 
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c) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden nach den 
Wörtern „Die Erlaubnis“ die 
Wörter „nach Absatz 1 Satz 1“ 
eingefügt. 

bb) Satz 3 wird aufgehoben. 
cc) Im neuen Satz 3 wird das 

Wort „auch“ gestrichen. 
dd) Im neuen Satz 4 wird nach 

dem Wort „Sportwetten“ das 
Komma gestrichen. 

ee) Der neue Satz 9 wird aufge-
hoben. 

 

  

16. § 14 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Glücks-
spielstaatsvertrag“ durch die Wörter 
„des Glücksspielstaatsvertrags 
2021“ ersetzt. 

 

 16. unverändert  

b) Dem Absatz 4 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
 „Der Reinertrag ist ausschließlich 

und unmittelbar für gemeinnützige, 
kirchliche oder mildtätige Zwecke 
zu verwenden.“. 

 

  

c) In Absatz 5 werden nach den Wör-
tern „nach Absatz 1“ die Wörter 
„und eine Erlaubnis nach § 4 für die 
Veranstaltung einer Kleinen Lotte-
rie/Ausspielung im Sinne von § 18 
des Glücksspielstaatsvertrags 
2021“, wird hinter dem Wort „von“ 
das Wort „den“ eingefügt und wird 
das Wort „Glücksspielstaatsver-
trag“ durch die Wörter „des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021“ ersetzt. 

 

  

17. In § 15 Absatz 2 Nummer 1 werden die 
Wörter „gegen den Glücksspielstaats-
vertrag“ durch die Wörter „des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 

 17. unverändert  
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18. § 16 wird wie folgt geändert: 
 

 18. § 16 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wör-
ter „im stehenden Gewerbe“ gestri-
chen. 

 

 a) unverändert  

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 wird das Wort 
„Glücksspielstaatsvertrag“ 
durch die Wörter „des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021“ er-
setzt. 

 
bb) Satz 3 wird wie folgt geändert: 
 

aaa) In Nummer 1 wird das 
Wort „und“ durch das 
Wort „oder“ und wird die 
Angabe „§ 1 Glücks-
spielstaatsvertrag“ 
durch die Wörter 
„Glücksspielstaatsver-
trags 2021 gemäß § 1 
des Glücksspielstaats-
vertrags 2021“ ersetzt. 

bbb) In Nummer 4 wird nach 
dem Wort „lässt“ das 
Wort „oder“ durch ein 
Komma ersetzt. 

ccc) Die Nummer 5 wird 
durch folgende Num-
mern 5 bis 7 ersetzt: 

 
„5. die Betreiberin  

oder der Betreiber  
oder die Spielhallen-
leiterin oder der 
Spielhallenleiter un-
zuverlässig ist, ins-
besondere nicht die 
Gewähr dafür bietet, 
dass die Spielteil-
nahme ordnungsge-
mäß und für die 
Spielteilnehmer 
nachvollziehbar 
durchgeführt wird, 

6. die Einhaltung 
 

a) der Jugend-
schutzanforde-
rungen nach § 4 

 b) unverändert  
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Absatz 3 des 
Glücksspiel-
staatsvertrags 
2021, 

b) der Beschränkun-
gen für öffentliche 
Glücksspiele im 
Internet nach § 4 
Absatz 4 des 
Glücksspiel-
staatsvertrags 
2021, 

c) der Werbebe-
schränkungen 
nach § 5 des 
Glücksspiel-
staatsvertrags 
2021, 

d) der Anforderun-
gen an das Sozi-
alkonzept nach § 
6 des Glücks-
spielstaatsver-
trags 2021, 

e) der Anforderun-
gen an die Aufklä-
rung über Suchtri-
siken nach § 7 
des Glücksspiel-
staatsvertrags 
2021 oder 

f) die Teilnahme am 
Sperrsystem 
nach den §§ 8 bis 
8c des Glücks-
spielstaatsver-
trags 2021 

nicht sichergestellt 
ist oder 

7. nicht sichergestellt 
ist, dass während 
der gesamten Öff-
nungszeiten der 
Spielhalle eine Auf-
sichtsperson anwe-
send ist.“. 

 
cc) Die Sätze 4 und 5 werden wie 

folgt gefasst: 
 
 „Die Erlaubnis ist widerruflich 

zu erteilen und auf eine Dauer 
von längstens sieben Jahren 
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zu befristen. Sie kann mit In-
halts- und Nebenbestimmun-
gen versehen werden.“. 

 
c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden die Wörter 
„Die Erteilung einer Erlaubnis 
für eine Spielhalle, die in einem 
baulichen Verbund mit weite-
ren Spielhallen steht, insbe-
sondere in einem gemeinsa-
men Gebäude oder Gebäude-
komplex untergebracht ist, ist 
ausgeschlossen (Verbot der 
Mehrfachkonzessionen); ein“ 
durch das Wort „Ein“ ersetzt 
und das Wort „Luftlinie“ wird 
gestrichen. 

 
bb) Nach Satz 2 wird folgender 

Satz eingefügt: 
 
 „§ 5 Absatz 6 gilt entspre-

chend.“. 
 
cc) Im neuen Satz 4 werden die 

Wörter „nach Satz 1, zweiter 
Halbsatz, und 2“ gestrichen. 

 

 c) unverändert  

d) Absatz 4 wird durch folgende Ab-
sätze 4 bis 7 ersetzt: 

 
 „(4) Zwischen Spielhallen findet ein 

von Absatz 3 Satz 1 abweichender 
geringerer Mindestabstand von 100 
Metern, geringerer Mindestab-
stand, Anwendung, wenn sowohl 
die Spielhalle, für die die Erlaubnis 
beantragt wird, die Antragsspiel-
halle, als auch alle erlaubten Spiel-
hallen, die sich innerhalb des Min-
destabstands nach Absatz 3 Satz 1 
zu ihr befinden, die Nachbarspiel-
hallen, die folgenden Vorausset-
zungen erfüllen: 

 
1. die Spielgeräte sind einzeln 

aufgestellt in entweder einem 
Abstand von mindestens 2 Me-
tern oder, wenn sie durch eine 
Sichtblende in einer Tiefe von 
mindestens 0,8 Metern, 

 d) Absatz 4 wird durch folgende Ab-
sätze 4 bis 7 ersetzt: 

 
 „(4) Zwischen Spielhallen findet ein 

von Absatz 3 Satz 1 abweichender 
geringerer Mindestabstand von 100 
Metern (geringerer Mindestab-
stand) Anwendung, wenn sowohl 
die Spielhalle, für die die Erlaubnis 
beantragt wird (Antragsspielhalle), 
als auch alle erlaubten Spielhallen, 
die sich innerhalb des Mindestab-
stands nach Absatz 3 Satz 1 zu ihr 
befinden (Nachbarspielhallen), die 
folgenden Voraussetzungen erfül-
len: 

 
1. die Spielgeräte sind einzeln 

aufgestellt in entweder einem 
Abstand von mindestens 2 Me-
tern oder, wenn sie durch eine 
Sichtblende in einer Tiefe von 
mindestens 0,8 Metern, 
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gemessen von der Gerätefront 
in Höhe mindestens der Gerä-
teoberkante, getrennt sind, in 
einem Abstand von mindes-
tens 1 Meter, 

 
2. durch die Betreiberin oder der 

Betreiber oder auf deren oder 
dessen Veranlassung wird 
mindestens zweimal täglich, 
davon einmal bei der Öffnung 
der Spielhalle und einmal min-
destens sechs Stunden nach 
diesem Zeitpunkt, überprüft, ob 
die vorzuhaltenden Informati-
onsmaterialen in ausreichen-
der Anzahl vorhanden sind, 
und die erfolgte Überprüfung 
protokolliert, 

 
3. es werden Informationen über 

das Suchtrisiko und mögliche 
negative Folgen des Glücks-
spiels, die Möglichkeit der 
Selbst- und Fremdsperre und 
mindestens eine Suchthilfe-
einrichtung einschließlich de-
ren Kontaktdaten von außer-
halb der Spielhalle gut sichtbar 
und lesbar in unmittelbarer 
Nähe des Eingangs der Spiel-
halle angebracht, 

 
4. die Betreiberinnen oder Betrei-

ber und die Spielhallenleitun-
gen verfügen über einen auf-
grund einer Unterrichtung mit 
Prüfung erworbenen Sachkun-
denachweis im Sinne der 
Rechtsverordnung nach § 22 
Absatz 1 Nummer 10, 

 
5. das Personal der Spielhallen 

ist im Sinne der Rechtsverord-
nung nach § 22 Absatz 1 Num-
mer 10 besonders geschult 
und 

 
6. die Spielhallen sind nach § 16a 

zertifiziert. 
 

§ 5 Absatz 6 gilt für den geringeren 
Mindestabstand entsprechend. 

gemessen von der Gerätefront 
in Höhe mindestens der Gerä-
teoberkante, getrennt sind, in 
einem Abstand von mindes-
tens 1 Meter, 

 
2. durch die Betreiberin oder den 

Betreiber oder auf deren oder 
dessen Veranlassung wird 
mindestens zweimal täglich, 
davon einmal bei der Öffnung 
der Spielhalle und einmal min-
destens sechs Stunden nach 
diesem Zeitpunkt, überprüft, ob 
die vorzuhaltenden Informati-
onsmaterialien in ausreichen-
der Anzahl vorhanden sind, 
und die erfolgte Überprüfung 
protokolliert, 

 
3. es werden Informationen über 

das Suchtrisiko und mögliche 
negative Folgen des Glücks-
spiels, die Möglichkeit der 
Selbst- und Fremdsperre und 
mindestens eine Suchthilfe-
einrichtung einschließlich de-
ren Kontaktdaten von außer-
halb der Spielhalle gut sichtbar 
und lesbar in unmittelbarer 
Nähe des Eingangs der Spiel-
halle angebracht, 

 
4. die Betreiberinnen oder Betrei-

ber und die Spielhallenleitun-
gen verfügen über einen auf-
grund einer Unterrichtung mit 
Prüfung erworbenen Sachkun-
denachweis im Sinne der 
Rechtsverordnung nach § 22 
Absatz 1 Nummer 10, 

 
5. das Personal der Spielhallen 

ist im Sinne der Rechtsverord-
nung nach § 22 Absatz 1 Num-
mer 10 besonders geschult 
und 

 
6. die Spielhallen sind nach § 16a 

zertifiziert. 
 

§ 5 Absatz 6 gilt für den geringeren 
Mindestabstand entsprechend. 
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(5) Darüber hinaus ist für die Er-
laubniserteilung unter Anwendung 
des geringeren Mindestabstands 
nach Absatz 4 erforderlich, dass 
der Erlaubnisbehörde im Zeitpunkt 
der Entscheidung über den Erlaub-
nisantrag der Antragsspielhalle für 
alle Nachbarspielhallen eine schrift-
liche Erklärung der Erlaubnisinha-
berinnen beziehungsweise Erlaub-
nisinhaber vorliegt, nach der sie 
sich für den Fall der Erteilung der 
Erlaubnis für die Antragsspielhalle 
zur Einhaltung der Voraussetzun-
gen des Absatzes 4 Satz 1 Nummer 
1 bis 6 für die gesamte restliche 
Laufzeit ihrer Erlaubnisse verpflich-
ten und bestätigen, die Widerrufs-
vorschrift des Absatzes 7 zur 
Kenntnis genommen zu haben. Die 
Erklärung ist entbehrlich, wenn be-
reits eine Verpflichtung besteht, die 
Voraussetzungen des Absatzes 4 
Satz 1 Nummer 1 bis 6 für die ge-
samte restliche Laufzeit der Erlaub-
nis einzuhalten. Zu erlaubten Spiel-
hallen, welche die Voraussetzun-
gen des Satzes 1 und des Absatzes 
4 Satz 1 Nummer 1 bis 6 nicht erfül-
len, ist der Mindestabstand nach 
Absatz 3 Satz 1 auch dann einzu-
halten, wenn die Antragsspielhalle 
die Voraussetzungen des Absatzes 
4 Satz 1 Nummer 1 bis 6 erfüllt. 

 
(6) Eine unter Anwendung des ge-
ringeren Mindestabstands erteilte 
Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn in 
Bezug auf diese Spielhalle eine der 
Voraussetzungen des Absatzes 4 
Satz 1 Nummer 1 bis 6 wegfällt, es 
sei denn, die Spielhalle hält im Zeit-
punkt der Entscheidung über den 
Widerruf zu jeder anderen erlaub-
ten Spielhalle den Mindestabstand 
nach Absatz 3 Satz 1 ein.  

 
(7) Die Erlaubnis einer Nachbar-
spielhalle, für die die Erklärung 
nach Absatz 5 Satz 1 im Zeitpunkt 
der Erlaubniserteilung für die An-
tragsspielhalle vorlag, ist zu wider-
rufen, wenn in Bezug auf diese 

(5) Darüber hinaus ist für die Er-
laubniserteilung unter Anwendung 
des geringeren Mindestabstands 
nach Absatz 4 erforderlich, dass 
der Erlaubnisbehörde im Zeitpunkt 
der Entscheidung über den Erlaub-
nisantrag der Antragsspielhalle für 
alle Nachbarspielhallen eine schrift-
liche Erklärung der Erlaubnisinha-
berinnen beziehungsweise Erlaub-
nisinhaber vorliegt, nach der sie 
sich für den Fall der Erteilung der 
Erlaubnis für die Antragsspielhalle 
zur Einhaltung der Voraussetzun-
gen des Absatzes 4 Satz 1 Nummer 
1 bis 6 für die gesamte restliche 
Laufzeit ihrer Erlaubnisse verpflich-
ten und bestätigen, die Widerrufs-
vorschrift des Absatzes 7 zur 
Kenntnis genommen zu haben. Die 
Erklärung ist entbehrlich, wenn be-
reits eine Verpflichtung besteht, die 
Voraussetzungen des Absatzes 4 
Satz 1 Nummer 1 bis 6 für die ge-
samte restliche Laufzeit der Erlaub-
nis einzuhalten. Zu erlaubten Spiel-
hallen, welche die Voraussetzun-
gen des Satzes 1 und des Absatzes 
4 Satz 1 Nummer 1 bis 6 nicht erfül-
len, ist der Mindestabstand nach 
Absatz 3 Satz 1 auch dann einzu-
halten, wenn die Antragsspielhalle 
die Voraussetzungen des Absatzes 
4 Satz 1 Nummer 1 bis 6 erfüllt. 

 
(6) Eine unter Anwendung des ge-
ringeren Mindestabstands erteilte 
Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn in 
Bezug auf diese Spielhalle eine der 
Voraussetzungen des Absatzes 4 
Satz 1 Nummer 1 bis 6 wegfällt, es 
sei denn, die Spielhalle hält im Zeit-
punkt der Entscheidung über den 
Widerruf zu jeder anderen erlaub-
ten Spielhalle den Mindestabstand 
nach Absatz 3 Satz 1 ein.  

 
(7) Die Erlaubnis einer Nachbar-
spielhalle, für die die Erklärung 
nach Absatz 5 Satz 1 im Zeitpunkt 
der Erlaubniserteilung für die An-
tragsspielhalle vorlag, ist zu wider-
rufen, wenn in Bezug auf diese 
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Spielhalle eine der Voraussetzun-
gen nach Absatz 4 Satz 1 Nummer 
1 bis 6 wegfällt, es sei denn, die 
Spielhalle hält im Zeitpunkt der Ent-
scheidung über den Widerruf zu je-
der anderen erlaubten Spielhalle 
den Mindestabstand nach Absatz 3 
Satz 1 ein.“. 

 

Spielhalle eine der Voraussetzun-
gen nach Absatz 4 Satz 1 Nummer 
1 bis 6 wegfällt, es sei denn, die 
Spielhalle hält im Zeitpunkt der Ent-
scheidung über den Widerruf zu je-
der anderen erlaubten Spielhalle 
den Mindestabstand nach Absatz 3 
Satz 1 ein.“. 
 

 
e) Der bisherige Absatz 5 wird Ab-

satz 8. 
 

 e) unverändert  

f) Der bisherige Absatz 6 wird Ab-
satz 9 und wie folgt gefasst: 

 
„(9) In einer Spielhalle im Sinne des 
Absatzes 1, einschließlich des Ein-
gangsbereichs und aller zu ihr ge-
hörenden Flächen, über die die Be-
treiberin oder der Betreiber die un-
mittelbare Verfügungsgewalt aus-
übt, sind 
 
1. der Abschluss von Lotterien 

und Wetten sowie das Aufstel-
len von Wettterminals und jede 
Duldung des Aufstellens von 
Wettterminals, 

2.  das Aufstellen, Bereithalten  
oder die Duldung von techni-
schen Geräten zur Bargeldab-
hebung, insbesondere EC-  
oder Kreditkartenautomaten, 

3.  Zahlungsdienste im Sinne von 
§ 1 Absatz 1 Satz 2 und Zah-
lungsvorgänge im Sinne des § 
2 Absatz 1 Nummer 4, 6 und 10 
des Zahlungsdiensteaufsichts-
gesetzes und 

4.  die kostenlose Abgabe von 
Speisen und Getränken sowie 
die Abgabe von Speisen und 
Getränken zu Preisen, die un-
ter dem Einkaufspreis liegen, 

 
unzulässig.“. 

 

 f) unverändert  

g) Folgender Absatz 10 wird angefügt:  
 

„(10) In einem Gebäude oder Ge-
bäudekomplex, in dem sich bereits 
eine erlaubte Wettvermittlungs-

 g) unverändert  
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stelle befindet, darf keine Spielhalle 
betrieben werden.“. 

 
19. Nach § 16 wird folgender § 16a einge-

fügt: 
 

„§ 16a 
Zertifizierung 

 
(1) Eine Zertifizierung ist nur erforder-
lich, soweit dies durch dieses Gesetz 
ausdrücklich vorgeschrieben wird. Die 
Zertifizierung erfolgt ausschließlich 
durch nach Absatz 2 akkreditierte 
Prüforganisationen. Zertifizierungen, 
die vor dem 1. Juli 2021 erteilt worden 
sind, entsprechen nicht den Anforderun-
gen nach diesem Gesetz.  
 
(2) Prüforganisationen sind zur Zertifi-
zierung nach diesem Gesetz berechtigt, 
wenn sie hinsichtlich der hierzu erfor-
derlichen Sachkunde und ihrer organi-
satorischen, personellen und finanziel-
len Unabhängigkeit von Spielhallenbe-
treiberinnen und Spielhallenbetreibern, 
Automatenaufstellerinnen und Automa-
tenaufstellern und deren Interessenver-
bänden bei der nationalen Akkreditie-
rungsstelle gemäß DIN ISO/IEC 17065 
Ausgabe Januar 2013 akkreditiert sind. 
Die Akkreditierung darf einer Prüforga-
nisation nur erteilt werden, wenn 
 
1. die Prüforganisation, deren Leitung 

sowie das von ihr zur Prüfung ein-
gesetzte Personal zuverlässig sind 
und die Gewähr dafür bieten, dass 
die Zertifizierung ordnungsgemäß 
durchgeführt wird, insbesondere 
die hierfür erforderliche Sachkunde 
vorliegt, 

 
2. die Prüforganisation und deren lei-

tendes Personal sowie nahe Ange-
hörige des leitenden Personals 
keine Spielhallen betreiben, nicht 
als Automatenaufstellerinnen oder 
Automatenaufsteller oder Herstelle-
rinnen oder Hersteller von Geld-
spielgeräten tätig sind und keine 
ähnlichen Tätigkeiten ausüben, 

 

 19. unverändert  
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3. an der Prüforganisation keine Per-
son unmittelbar oder mittelbar mit 
mehr als 5 Prozent der Anteile oder 
der Stimmrechte beteiligt ist, wel-
che eine Tätigkeit im Sinne der 
Nummer 2 ausübt oder ihrerseits 
mit mehr als 5 Prozent der Anteile 
oder der Stimmrechte an einem Un-
ternehmen unmittelbar oder mittel-
bar beteiligt ist, welches eine Tätig-
keit im Sinne der Nummer 2 ausübt, 

 
4. mit dem Antrag ein Zertifizierungs-

programm vorgelegt wird oder 
nachgewiesen wird, dass ein be-
reits akkreditiertes Zertifizierungs-
programm einer Dritten oder eines 
Dritten, das Konformitätszeichen, 
genutzt wird und  

 
5. nachgewiesen wird, dass das vor-

gelegte Zertifizierungsprogramm 
für Prüfungen nach den Absätzen 3 
und 4 geeignet ist, insbesondere 
also gewährleistet wird, dass regel-
mäßig nur solche Spielhallen über 
eine Zertifizierung verfügen, die 
mindestens die Voraussetzungen 
des Absatzes 3 erfüllen.  

 
Die Akkreditierung ist widerruflich und 
auf längstens fünf Jahre befristet zu er-
teilen und kann unter Auflagen erteilt 
werden. Sie ist zu widerrufen, wenn tat-
sächliche Anhaltspunkte die Annahme 
rechtfertigen, dass die Voraussetzun-
gen des Satzes 2 nicht mehr gegeben 
sind.  

 
(3) Die Zertifizierung darf nur erteilt wer-
den, wenn die Anforderungen dieses 
Gesetzes und der Spielverordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
27. Januar 2006 (BGBl. I S. 280) in der 
jeweils geltenden Fassung eingehalten 
werden.  
 
(4) Die Zertifizierung wird für die Dauer 
von zwei Jahren erteilt. Danach ist eine 
neue Zertifizierung zu beantragen. 
Während der Laufzeit der Zertifizierung 
hat die Prüforganisation jährlich mindes-
tens zwei stichprobenartige Überprüf-
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ungen durchzuführen, ob die Vorausset-
zungen der Zertifizierung weiter vorlie-
gen. Mindestens eine dieser Überprü-
fungen muss unangekündigt erfolgen 
und darf nicht als Überprüfung erkenn-
bar sein. Wird bei der Überprüfung fest-
gestellt, dass die Voraussetzungen ei-
ner Zertifizierung nicht vorliegen, ist die 
Zertifizierung zu entziehen, es sei denn, 
es handelt sich um einen Mangel, der 
bei einer vorherigen Überprüfung nicht 
vorhanden war und der unverzüglich be-
hoben wird.  
 
(5) Alle zur Führung einer zertifizierten 
Spielhalle notwendigen Bescheinigun-
gen müssen zusammengefasst und zur 
jederzeitigen Kontrolle durch die Auf-
sichtsbehörde während der Öffnungs-
zeiten vorgehalten werden. 
 
(6) Die Zuständigkeiten und Befugnisse 
der Aufsichtsbehörden bleiben unbe-
rührt. Die Aufsichtsbehörde ist berech-
tigt, Erkenntnisse, die gegen eine Zerti-
fizierung einer Spielhalle sprechen 
könnten, der Zertifizierungsstelle mitzu-
teilen.“  

 
20. Nach § 17 wird folgender § 17a einge-

fügt: 
 

„§ 17a 
Übergangsregelung für Verbund-

spielhallen 
 
(1) Für bis zu drei Spielhallen, die in ei-
nem baulichen Verbund stehen und 
mindestens seit dem 1. Januar 2020 
ohne Unterbrechung bestanden haben, 
können die Betreiberinnen und Betrei-
ber durch einen gemeinsamen Antrag, 
in dem sie eine der antragstellenden 
Spielhallen zur primären Spielhalle be-
stimmen, Erlaubnisse nach § 16 bean-
tragen. Über den Antrag ist nach Maß-
gabe der folgenden Absätze zu ent-
scheiden. Dies gilt nicht für Spielhallen, 
deren Betrieb untersagt oder für die ein 
Erlaubnisantrag abgelehnt worden ist, 
falls die Untersagung beziehungsweise 
die Ablehnung vor dem Inkrafttreten des 

 20. unverändert  
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Glücksspielstaatsvertrags 2021 be-
standskräftig geworden ist.  
 
(2) Auf den gemeinsamen Antrag nach 
Absatz 1 Satz 1 ist zunächst über die Er-
laubnis für die zur primären Spielhalle 
bestimmte Spielhalle zu entscheiden. 
Insoweit richtet sich das Erlaubnisver-
fahren nur nach den allgemeinen Be-
stimmungen.  
 
(3) Für die mitantragstellende Spielhalle 
beziehungsweise die beiden mitantrag-
stellenden Spielhallen einer nach Ab-
satz 2 erlaubten Spielhalle steht § 25 
Absatz 2 des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 der Erteilung einer bis längstens 
zum 31. Dezember 2028 zu befristen-
den Erlaubnis nach § 16 nicht entgegen, 
wenn sowohl für die nach Absatz 2 er-
laubte Spielhalle als auch für alle mitan-
tragstellenden Spielhallen die nachfol-
genden Voraussetzungen erfüllt sind: 

 
1. die Betreiberinnen, Betreiber und 

Spielhallenleitungen verfügen über 
einen aufgrund einer Unterrichtung 
mit Prüfung erworbenen Sachkun-
denachweis im Sinne der Rechts-
verordnung nach § 22 Absatz 1 
Nummer 10, 

 
2. das Personal der Spielhallen ist im 

Sinne der Rechtsverordnung nach 
§ 22 Absatz 1 Nummer 10 beson-
ders geschult und 

 
3. die Spielhallen sind nach § 16a zer-

tifiziert.  
 
Zwischen der nach Absatz 2 erlaubten 
Spielhalle und den mitantragstellenden 
Spielhallen sowie zwischen den mitan-
tragstellenden Spielhallen ist kein Min-
destabstand nach § 25 Absatz 1 des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 und 
nach § 16 Absatz 3 Satz 1 beziehungs-
weise Absatz 4 einzuhalten, das Erfor-
dernis eines Mindestabstands zu ande-
ren Spielhallen bleibt unberührt. 
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(4) Fällt für die nach Absatz 2 erlaubte 
Spielhalle eine der Voraussetzungen 
des Absatzes 3 Satz 1 Nummer 1 bis 3 
vor dem 31. Dezember 2028 weg, sind 
die Erlaubnisse für alle mitantragstellen 
Spielhallen zu widerrufen. Fällt für eine 
mitantragstellende Spielhalle eine der 
Voraussetzungen des Absatzes 3 Satz 
1 Nummer 1 bis 3 vor dem 31. Dezem-
ber 2028 weg, ist die Erlaubnis für diese 
Spielhalle zu widerrufen.  
 
(5) Die Erlaubnisse nach § 16 für die mi-
tantragstellenden Spielhallen erlöschen 
mit Ablauf des 31. Dezember 2028 und 
bei Wegfall der Erlaubnis der nach Ab-
satz 2 erlaubten Spielhalle. Dies gilt 
auch, wenn die Erlaubnisse für die mit-
antragstellenden Spielhallen auf einen 
späteren Zeitpunkt befristet sind.“. 

 
21. § 18 wird wie folgt geändert: 
 

a) Der Wortlaut wird Absatz 1 und 
Satz 1 wird aufgehoben. 

 
b) Die folgenden Absätze 2 und 3 wer-

den angefügt: 
 

„(2) Die bis zum 30. Juni 2021 be-
fristeten und bis zu diesem Tag 
nicht aufgehobenen Erlaubnisse für 
die Errichtung und den Betrieb von 
Spielhallen gelten bis zur Erteilung 
einer neuen Erlaubnis nach § 16 
Absatz 2 oder bis zur Ablehnung ei-
nes Antrags auf Erteilung einer Er-
laubnis, längstens aber bis zum 
30. Juni 2022, fort, sofern die Be-
treiberin oder der Betreiber der 
Spielhalle bis zum 31. Juli 2021 ei-
nen Antrag auf Erteilung der Er-
laubnis bei der zuständigen Erlaub-
nisbehörde stellt.  
 
(3) Bis zum 31. Dezember 2022 
sind im Fall des § 17a die Entschei-
dungen über die Erlaubnisse für die 
mitantragstellenden Spielhallen der 
nach § 17a Absatz 2 erlaubten 
Spielhalle zurückzustellen und die 
mitantragstellenden Spielhallen zu 
dulden,  

 21. § 18 wird wie folgt geändert: 
 

a) Der Wortlaut wird Absatz 1 und die 
Sätze 1 und 2 werden aufgehoben. 

 
b) unverändert  
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1. wenn der gemeinsame Antrag 
nach § 17a Absatz 1 Satz 1 
spätestens am 31. Juli 2021 
bei der zuständigen Erlaubnis-
behörde eingegangen ist sowie 

2. wenn und solange der Ertei-
lung der Erlaubnisse für die mi-
tantragstellenden Spielhallen 
ausschließlich die Nichterfül-
lung der Voraussetzungen 
nach § 17a Absatz 3 Satz 1 
Nummer 1 bis 3 entgegensteht 
und die Erfüllung dieser Vo-
raussetzungen unmöglich oder 
unzumutbar ist.“. 

 
22. Die §§ 19 und 20 werden wie folgt ge-

fasst: 
 

„§ 19 
Erlaubnisbehörden 

 
(1) Die Erlaubnisse nach § 4 werden 
vom für Inneres zuständigen Ministe-
rium erteilt, soweit die §§ 9a und 27f des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 oder 
dieses Gesetz die Zuständigkeit nicht 
anders regeln. Das für Inneres zustän-
dige Ministerium ist auch zuständig für 
Erlaubnisse zur Einführung neuer 
Glücksspielangebote im Sinne von § 9 
Absatz 5 Satz 1 des Glücksspielstaats-
vertrags 2021, zur Einführung neuer 
Vertriebswege oder zur erheblichen Er-
weiterung bestehender Vertriebswege 
im Sinne von § 9 Absatz 5 Satz 2 des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 in Nord-
rhein-Westfalen. Es kann die Zuständig-
keiten durch Rechtsverordnung auf an-
dere Behörden übertragen.  
 
(2) Das für Inneres zuständige Ministe-
rium ist weiter für solche Veranstaltun-
gen zuständig, die zugleich im Gebiet 
eines anderen Bundeslandes durchge-
führt werden, sowie für Veranstaltun-
gen, die über den Zuständigkeitsbereich 
einer Bezirksregierung hinausgehen. 
Das für Inneres zuständige Ministerium 
kann die zuständige Behörde eines an-
deren Bundeslandes ermächtigen, eine 
Erlaubnis mit Wirkung für das Land 
Nordrhein-Westfalen zu erteilen, wenn 

 22. Die §§ 19 und 20 werden wie folgt ge-
fasst: 

 
„§ 19 

Erlaubnisbehörden 
 
(1) Die Erlaubnisse nach § 4 werden 
vom für Inneres zuständigen Ministe-
rium erteilt, soweit die §§ 9a und 27f des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 oder 
dieses Gesetz die Zuständigkeit nicht 
anders regeln. Das für Inneres zustän-
dige Ministerium ist auch zuständig für 
Erlaubnisse zur Einführung neuer 
Glücksspielangebote im Sinne von § 9 
Absatz 5 Satz 1 des Glücksspielstaats-
vertrags 2021, zur Einführung neuer 
Vertriebswege oder zur erheblichen Er-
weiterung bestehender Vertriebswege 
im Sinne von § 9 Absatz 5 Satz 2 des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 in Nord-
rhein-Westfalen. Es kann die Zuständig-
keiten durch Rechtsverordnung auf an-
dere Behörden übertragen.  
 
(2) Das für Inneres zuständige Ministe-
rium ist weiter für solche Veranstaltun-
gen zuständig, die zugleich im Gebiet 
eines anderen Bundeslandes durchge-
führt werden, sowie für Veranstaltun-
gen, die über den Zuständigkeitsbereich 
einer Bezirksregierung hinausgehen. 
Das für Inneres zuständige Ministerium 
kann die zuständige Behörde eines an-
deren Bundeslandes ermächtigen, eine 
Erlaubnis mit Wirkung für das Land 
Nordrhein-Westfalen zu erteilen, wenn 
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der Sitz der Veranstalterin oder des Ver-
anstalters in dem betreffenden Bundes-
land oder im Ausland liegt und die Ver-
anstaltung sich auf das Gebiet des Lan-
des Nordrhein-Westfalen erstrecken 
soll. Es kann die Befugnis zur Ermächti-
gung auch auf andere Behörden über-
tragen. 
 
(3) Die Bezirksregierungen sind zustän-
dig für  
 
1. die Erteilung von Erlaubnissen für 

die Veranstaltung von Lotterien und 
Ausspielungen innerhalb ihres Be-
zirks,  

2. die Erteilung von Erlaubnissen für 
die Vermittlung von Glücksspielen 
durch Annahmestellen im Sinne 
von § 5 einschließlich der Erlaubnis 
nach § 13b sowie 

3. die Erteilung von Erlaubnissen für 
die Vermittlung von Wetten durch 
Wettvermittlungsstellen im Sinne 
von § 13.  

 
(4) Die Bezirksregierung Düsseldorf ist 
zuständig für die Erteilung von Erlaub-
nissen 
 
1. für gewerbliche Spielvermittlerin-

nen und Spielvermittler, die aus-
schließlich in Nordrhein-Westfalen 
tätig werden, und 

2. für den Losverkauf durch Verkaufs-
stellen der GKL Gemeinsame Klas-
senlotterie der Länder und durch 
Losverkäuferinnen oder Losverkäu-
fer. 

 
(5) Die örtlichen Ordnungsbehörden 
sind zuständig für die Erlaubnis nach 
§ 24 Absatz 1 des Glücksspielstaatsver-
trags 2021 in Verbindung mit § 16. 
 
(6) Eine Erlaubniserteilung im länderein-
heitlichen Verfahren nach § 9a des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 und im 
gebündelten Verfahren nach § 19 Ab-
satz 2 des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 steht der Erlaubniserteilung durch 
die zuständige Behörde des Landes 
Nordrhein-Westfalen gleich. 

der Sitz der Veranstalterin oder des Ver-
anstalters in dem betreffenden Bundes-
land oder im Ausland liegt und die Ver-
anstaltung sich auf das Gebiet des Lan-
des Nordrhein-Westfalen erstrecken 
soll. Es kann die Befugnis zur Ermächti-
gung auch auf andere Behörden über-
tragen. 
 
(3) Die Bezirksregierungen sind zustän-
dig für  
 
1. die Erteilung von Erlaubnissen für 

die Veranstaltung von Lotterien und 
Ausspielungen innerhalb ihres Be-
zirks,  

2. die Erteilung von Erlaubnissen für 
die Vermittlung von Glücksspielen 
durch Annahmestellen im Sinne 
von § 5 einschließlich der Erlaubnis 
nach § 13b sowie 

3. die Erteilung von Erlaubnissen für 
die Vermittlung von Wetten durch 
Wettvermittlungsstellen im Sinne 
von § 13.  

 
(4) Die Bezirksregierung Düsseldorf ist 
zuständig für die Erteilung von Erlaub-
nissen 
 
1. für gewerbliche Spielvermittlerin-

nen und Spielvermittler, die aus-
schließlich in Nordrhein-Westfalen 
tätig werden, und 

2. für den Losverkauf durch Verkaufs-
stellen der GKL Gemeinsame Klas-
senlotterie der Länder und durch 
Losverkäuferinnen oder Losverkäu-
fer. 

 
(5) Die örtlichen Ordnungsbehörden 
sind zuständig für die Erlaubnis nach 
§ 24 Absatz 1 des Glücksspielstaatsver-
trags 2021 in Verbindung mit § 16. 
 
(6) Eine Erlaubniserteilung im länderein-
heitlichen Verfahren nach § 9a des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 und im 
gebündelten Verfahren nach § 19 Ab-
satz 2 des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 steht der Erlaubniserteilung durch 
die zuständige Behörde des Landes 
Nordrhein-Westfalen gleich. 
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§ 20 
Aufsichtsbehörden 

 
(1) Die nach § 19 zuständigen Behörden 
üben gegenüber den Erlaubnis- und 
Konzessionsinhaberinnen und -inha-
bern ab dem Zeitpunkt der Erlaubnis- 
und Konzessionserteilung auch die Auf-
gaben der Glücksspielaufsicht nach § 9 
Absatz 1 des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 aus.  
 
 
(2) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben kann 
die zuständige Aufsichtsbehörde Test-
käufe oder Testspiele nach § 9 Absatz 
2a des Glücksspielstaatsvertrags 2021 
selbst oder durch eine von ihr beauf-
tragte Dritte oder einen von ihr beauf-
tragten Dritten durchführen. Die Nut-
zung einer Legende nach § 9 Absatz 2a 
Satz 2 und 3 des Glücksspielstaatsver-
trags 2021 ist nur zulässig, soweit dies 
zur Erfüllung der Aufgaben der Auf-
sichtsbehörde zwingend erforderlich ist. 
 
(3) Die nach Absatz 1 zuständige Be-
hörde kann alle Maßnahmen ergreifen, 
um sicherzustellen, dass alle durch sie 
aufgrund dieses Gesetzes erlaubten 
Glücksspiele ordnungsgemäß veran-
staltet oder durchgeführt, Abgaben ab-
geführt und die in der Erlaubnis enthal-
tenen Inhalts- und Nebenbestimmun-
gen eingehalten werden. Sie kann ins-
besondere  
 
1. die Erlaubnis widerrufen, nachträg-

lich beschränken oder mit Auflagen 
versehen, 

2. die Kosten der Veranstaltung oder 
Durchführung durch einen Sach-
verständigen prüfen lassen, 

3. jederzeit Auskunft über den gesam-
ten Geschäfts- und Spielbetrieb 
verlangen und die Geschäftsunter-
lagen des Erlaubnisnehmers einse-
hen, soweit dies zur Aufgabenerfül-
lung erforderlich ist, und 

4. durch Beauftragte an Sitzungen 
und Besprechungen entschei-
dungsbefugter Gremien der 

 § 20 
Aufsichtsbehörden 

 
(1) Die nach § 19 zuständigen Behörden 
üben gegenüber den Erlaubnis- und 
Konzessionsinhaberinnen und -inha-
bern ab dem Zeitpunkt der Erlaubnis- 
und Konzessionserteilung auch die Auf-
gaben der Glücksspielaufsicht nach § 9 
Absatz 1 des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 aus.  
 
 
(2) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben kann 
die zuständige Aufsichtsbehörde Test-
käufe oder Testspiele nach § 9 Absatz 
2a des Glücksspielstaatsvertrags 2021 
selbst oder durch eine von ihr beauf-
tragte Dritte oder einen von ihr beauf-
tragten Dritten durchführen. Die Nut-
zung einer Legende nach § 9 Absatz 2a 
Satz 2 und 3 des Glücksspielstaatsver-
trags 2021 ist nur zulässig, soweit dies 
zur Erfüllung der Aufgaben der Auf-
sichtsbehörde zwingend erforderlich ist. 
 
(3) Die nach Absatz 1 zuständige Be-
hörde kann alle Maßnahmen ergreifen, 
um sicherzustellen, dass alle durch sie 
aufgrund dieses Gesetzes erlaubten 
Glücksspiele ordnungsgemäß veran-
staltet oder durchgeführt, Abgaben ab-
geführt und die in der Erlaubnis enthal-
tenen Inhalts- und Nebenbestimmun-
gen eingehalten werden. Sie kann ins-
besondere  
 
1. die Erlaubnis widerrufen, nachträg-

lich beschränken oder mit Auflagen 
versehen, 

2. die Kosten der Veranstaltung oder 
Durchführung durch einen Sach-
verständigen prüfen lassen, 

3. jederzeit Auskunft über den gesam-
ten Geschäfts- und Spielbetrieb 
verlangen und die Geschäftsunter-
lagen des Erlaubnisnehmers einse-
hen, soweit dies zur Aufgabenerfül-
lung erforderlich ist, und 

4. durch Beauftragte an Sitzungen 
und Besprechungen entschei-
dungsbefugter Gremien der 
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Veranstalterin oder des Veranstal-
ters nach § 3 Absatz 1 teilnehmen. 

 
§ 9 Absatz 1 des Glücksspielstaatsver-
trags 2021 bleibt unberührt. Das Grund-
recht der Unverletzlichkeit der Wohnung 
gemäß Artikel 13 des Grundgesetzes 
wird insoweit eingeschränkt. 
 
(4) Die Bezirksregierung Düsseldorf ist 
landesweit zuständige Aufsichtsbe-
hörde für die Überwachung und Unter-
sagung von unerlaubten Glücksspielen 
und der Werbung hierfür, soweit diese 
im Gebiet des Landes Nordrhein-West-
falen veranstaltet, vermittelt oder bewor-
ben werden und keine einheitliche Zu-
ständigkeit nach § 9a Absatz 3 des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 be-
steht, 
 
1. im Rundfunk, 
2. soweit die Veranstalterin oder der 

Veranstalter des Glücksspiels we-
der einen Sitz noch eine Betriebs-
stätte in Nordrhein-Westfalen hat 
und sich die Maßnahme gegen den 
Veranstalter richtet oder 

3. soweit die unerlaubten Glücks-
spiele oder die Werbung hierfür 
über Telekommunikationsanlagen 
übermittelt werden. 

 
Zuständigkeiten, die sich aus dem 
Staatsvertrag zur Modernisierung der 
Medienordnung in Deutschland vom 
14. bis zum 28. April 2020 (GV. NRW. 
S. 524), dem Landesmediengesetz 
Nordrhein-Westfalen vom 2. Juli 2002 
(GV. NRW. S. 334) in der jeweils gelten-
den Fassung oder dem WDR-Gesetz in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
25. April 1998 (GV. NRW. S. 265) in der 
jeweils geltenden Fassung ergeben, 
bleiben hiervon unberührt. Maßnahmen 
der nach Satz 1 zuständigen Aufsichts-
behörde, die sich gegen Rundfunkver-
anstalterinnen oder Rundfunkveranstal-
ter richten, können nur im Einverneh-
men mit der jeweils für den privaten 
Rundfunk zuständigen Zulassungsbe-
hörde beziehungsweise der für den 

Veranstalterin oder des Veranstal-
ters nach § 3 Absatz 1 teilnehmen. 

 
§ 9 Absatz 1 des Glücksspielstaatsver-
trags 2021 bleibt unberührt. Das Grund-
recht der Unverletzlichkeit der Wohnung 
gemäß Artikel 13 des Grundgesetzes 
wird insoweit eingeschränkt. 
 
(4) Die Bezirksregierung Düsseldorf ist 
landesweit zuständige Aufsichtsbe-
hörde für die Überwachung und Unter-
sagung von unerlaubten Glücksspielen 
und der Werbung hierfür, soweit diese 
im Gebiet des Landes Nordrhein-West-
falen veranstaltet, vermittelt oder bewor-
ben werden und keine einheitliche Zu-
ständigkeit nach § 9a Absatz 3 des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 be-
steht, 
 
1. im Rundfunk, 
2. soweit die Veranstalterin oder der 

Veranstalter des Glücksspiels we-
der einen Sitz noch eine Betriebs-
stätte in Nordrhein-Westfalen hat 
und sich die Maßnahme gegen den 
Veranstalter richtet oder 

3. soweit die unerlaubten Glücks-
spiele oder die Werbung hierfür 
über Telekommunikationsanlagen 
übermittelt werden. 

 
Zuständigkeiten, die sich aus dem Me-
dienstaatsvertrag vom 14. bis zum 
28. April 2020 (GV. NRW. S. 524) in der 
jeweils geltenden Fassung, dem Lan-
desmediengesetz Nordrhein-Westfalen 
vom 2. Juli 2002 (GV. NRW. S. 334) in 
der jeweils geltenden Fassung oder 
dem WDR-Gesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25. April 1998 
(GV. NRW. S. 265) in der jeweils gelten-
den Fassung ergeben, bleiben hiervon 
unberührt. Maßnahmen der nach Satz 1 
zuständigen Aufsichtsbehörde, die sich 
gegen Rundfunkveranstalterinnen oder 
Rundfunkveranstalter richten, können 
nur im Einvernehmen mit der jeweils für 
den privaten Rundfunk zuständigen Zu-
lassungsbehörde beziehungsweise der 
für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
zuständigen Rechtsaufsicht erfolgen. 
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öffentlich-rechtlichen Rundfunk zustän-
digen Rechtsaufsicht erfolgen. 

 
(5) Das für Inneres zuständige Ministe-
rium ist ausschließlich zuständig für 
Maßnahmen nach § 9 Absatz 1 Satz 3 
Nummer 4 und 5 des Glücksspielstaats-
vertrags 2021, soweit keine länderein-
heitliche Zuständigkeit nach § 9a Absatz 
3 Satz 1 Nummer 1 des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 besteht. Es kann 
die Zuständigkeit durch Rechtsverord-
nung auf eine andere Behörde übertra-
gen. 
 
(6) Das für Inneres zuständige Ministe-
rium ist zuständig für die Erteilung einer 
Ermächtigung nach § 9 Absatz 1a des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021. Es 
kann die Befugnis zur Ermächtigung 
durch Rechtsverordnung auch auf an-
dere Behörden übertragen. 
 
(7) Im Übrigen sind die örtlichen Ord-
nungsbehörden für die Überwachung 
und Untersagung von unerlaubten 
Glücksspielen und der Werbung hierfür 
einschließlich der Maßnahmen nach § 
15 zuständig, soweit nicht im Glücks-
spielstaatsvertrag 2021 etwas anderes 
geregelt ist. Des Weiteren sind sie zu-
ständig für die Aufsicht über die Einhal-
tung der Verpflichtung zum Abgleich mit 
der Sperrdatei nach § 8 Absatz 3 in Ver-
bindung mit § 2 Absatz 4 des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021 einschließlich 
der diesbezüglichen Ordnungswidrig-
keiten nach § 28a Absatz 1 Nummer 29 
bis 36 des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 im Hinblick auf in Gaststätten be-
reitgehaltene Geld- oder Warenspielge-
räte mit Gewinnmöglichkeit.  
 
(8) Die zuständigen Glücksspielauf-
sichtsbehörden arbeiten im Rahmen der 
Erfüllung ihrer Aufgaben mit anderen 
Glücksspielaufsichtsbehörden des Lan-
des Nordrhein-Westfalen oder anderer 
Bundesländer zusammen.“. 

 
 
 
 

 
 
 

(5) Das für Inneres zuständige Ministe-
rium ist ausschließlich zuständig für 
Maßnahmen nach § 9 Absatz 1 Satz 3 
Nummer 4 und 5 des Glücksspielstaats-
vertrags 2021, soweit keine länderein-
heitliche Zuständigkeit nach § 9a Absatz 
3 Satz 1 Nummer 1 des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 besteht. Es kann 
die Zuständigkeit durch Rechtsverord-
nung auf eine andere Behörde übertra-
gen. 
 
(6) Das für Inneres zuständige Ministe-
rium ist zuständig für die Erteilung einer 
Ermächtigung nach § 9 Absatz 1a des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021. Es 
kann die Befugnis zur Ermächtigung 
durch Rechtsverordnung auch auf an-
dere Behörden übertragen. 
 
(7) Im Übrigen sind die örtlichen Ord-
nungsbehörden für die Überwachung 
und Untersagung von unerlaubten 
Glücksspielen und der Werbung hierfür 
einschließlich der Maßnahmen nach § 
15 zuständig, soweit nicht im Glücks-
spielstaatsvertrag 2021 etwas anderes 
geregelt ist. Des Weiteren sind sie zu-
ständig für die Aufsicht über die Einhal-
tung der Verpflichtung zum Abgleich mit 
der Sperrdatei nach § 8 Absatz 3 in Ver-
bindung mit § 2 Absatz 4 des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021 einschließlich 
der diesbezüglichen Ordnungswidrig-
keiten nach § 28a Absatz 1 Nummer 29 
bis 36 des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 im Hinblick auf in Gaststätten be-
reitgehaltene Geld- oder Warenspielge-
räte mit Gewinnmöglichkeit.  
 
(8) Die zuständigen Glücksspielauf-
sichtsbehörden arbeiten im Rahmen der 
Erfüllung ihrer Aufgaben mit anderen 
Glücksspielaufsichtsbehörden des Lan-
des Nordrhein-Westfalen oder anderer 
Bundesländer zusammen.“. 
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23. § 21 wird wie folgt geändert: 
 

 23. unverändert  

a) Absatz 1 wird aufgehoben. 
 

  

b) Die bisherigen Absätze 2 und 3 
werden die Absätze 1 und 2. 

 

  

24. § 22 wird wie folgt geändert: 
 

 24. unverändert  

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Nummer 1 wird das Wort 
„Glücksspielstaatsvertrag“ 
durch die Wörter „des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021“ er-
setzt. 

 
bb) In Nummer 2 wird nach dem 

Wort „Absatz“ die Angabe „5“ 
durch die Angabe „4“ ersetzt. 

 
cc) In den Nummern 4 und 5 wird 

das Wort „Glücksspielstaats-
vertrag“ jeweils durch die 
Wörter „des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021“ ersetzt. 

 
dd) Nummer 8 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„8. die Voraussetzungen, 
die Art und Weise und die 
Rechtsfolgen der nach § 
9 Absatz 2a des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021 
und §§ 11, 20 Absatz 2 
zulässigen Testkäufe 
und Testspiele, soweit 
diese durch Glücks-
spielaufsichtsbehörden 
oder in deren Auftrag 
durchgeführt werden, de-
ren Zuständigkeit sich 
aus § 20 dieses Geset-
zes ergibt,“. 

 
ee) In Nummer 9 wird nach dem 

Wort „Absatz“ die Angabe 
„13“ durch die Angabe 14 und 
der Punkt durch ein Komma 
ersetzt. 
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ff) Folgende Nummern 10 und 
11 werden angefügt: 

 
„10. die Anforderungen an 

die Unterrichtungen mit 
Prüfung sowie den Er-
werb des Sachkunde-
nachweises nach § 16 
Absatz 4 Satz 1 Num-
mer 4 und § 17a Absatz 
3 Satz 1 Nummer 1 und 
an die Schulungen 
nach § 16 Absatz 4 
Satz 1 Nummer 5 und § 
17a Absatz 3 Satz 1 
Nummer 2 einschließ-
lich der näheren Be-
stimmung, welche Teile 
des Personals zu schu-
len sind und welche 
Vorgaben zur Anwe-
senheit des geschulten 
Personals in den Spiel-
hallen bestehen und 

11. das Nähere zu den Vo-
raussetzungen der Zer-
tifizierung nach § 16a 
Absatz 3 und 4 und zur 
Daten-und Informati-
onsweitergabe zwi-
schen Akkreditierungs-
stelle, zertifizierter 
Prüforganisation und 
der Glücksspielauf-
sicht.“. 

 
b) In Absatz 2 wird das Wort „Glücks-

spielstaatsvertrag“ durch die Wörter 
„des Glücksspielstaatsvertrags 
2021“ ersetzt. 

 

  

25. § 23 wird folgt geändert: 
 

 25. § 23 wird folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Die Nummern 1 bis 7 werden 
aufgehoben. 

bb) Die bisherigen Nummern 8 
und 9 werden die Nummern 1 
und 2 und das Wort „Glücks-
spielstaatsvertrag“ wird je-
weils durch die Wörter „des 

 a) unverändert  
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Glücksspielstaatsvertrags 
2021“ ersetzt. 

cc) Die bisherigen Nummern 10 
und 11 werden die Nummern 
3 und 4. 

dd) Die bisherige Nummer 12 
wird die Nummer 5 und das 
Wort „Glücksspielstaatsver-
trag“ durch die Wörter „des 
Glücksspielstaatsvertrags 
2021“ ersetzt. 

ee) Die bisherige Nummer 13 
wird Nummer 6 und wie folgt 
gefasst: 

 
„6. entgegen § 19 Absatz 1 

Nummer 2 des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021 
als gewerbliche Spielver-
mittlerin oder gewerbli-
cher Spielvermittler nicht 
bei jeder Spielteilnahme 
der Veranstalterin oder 
dem Veranstalter die 
Vermittlung offenlegt,“. 

 
ff) Nummer 14 wird aufgehoben. 
gg) Die bisherige Nummer 15 

wird Nummer 7 und das Wort 
„erforderlich“ durch das Wort 
„erforderliche“ ersetzt. 

hh) Die bisherige Nummer 16 
wird Nummer 8 und die An-
gabe „5“ durch die Angabe „8“ 
ersetzt. 

ii) Die bisherige Nummer 17 
wird Nummer 9 und nach der 
Angabe „§ 16 Absatz“ wird die 
Angabe „6“ durch die Angabe 
„9“ ersetzt und nach dem 
Wort „Lotterien,“ werden die 
Wörter „das Aufstellen von 
Wettterminals,“ eingefügt. 

jj) Die bisherigen Nummern 18 
und 19 werden die Nummern 
10 und 11. 

kk) Die bisherige Nummer 20 
wird Nummer 12 und wie folgt 
gefasst: 
 
„12. entgegen § 13 Absatz 2 

die Wettvermittlungs-
stelle verpachtet oder 
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unterverpachtet oder ent-
gegen § 13 Absatz 4 für 
mehr als eine Inhaberin 
oder einen Inhaber einer 
Veranstaltererlaubnis 
Wetten vermittelt,“. 

 
ll) Die bisherige Nummer 21 

wird Nummer 13 und die An-
gabe „2“ durch die Angabe „3“ 
ersetzt. 

mm) Die bisherige Nummer 22 
wird Nummer 14 und wie folgt 
gefasst: 

 
„14. entgegen § 21a Absatz 2 

des Glücksspielstaats-
vertrags 2021 außerhalb 
von Wettvermittlungs-
stellen Sportwetten ver-
treibt oder vermittelt,“. 

 
nn) Die bisherigen Nummern 23 

bis 32 werden die Nummern 
15 bis 24. 

oo) Nummer 33 wird aufgehoben. 
pp) Die bisherige Nummer 34 

wird die Nummer 25 und die 
Angabe „13 Absatz 12“ wird 
durch die Angabe „13a Ab-
satz 3“ und der Punkt wird 
durch ein Komma ersetzt. 

qq) Folgende Nummern 26 und 
27 werden angefügt: 

 
„26. gegen eine Auflage oder 

Nebenbestimmung einer 
Erlaubnis nach den §§ 4, 
5, 13, 13b oder 16 ver-
stößt oder 

27. entgegen § 16 Absatz 9 
Nummer 4 Speisen und 
Getränke kostenlos oder 
zu Preisen, die unter dem 
Einkaufspreis liegen, ab-
gibt.“. 
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b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 Nummer 2 werden 
nach den Wörtern „eingezo-
gen werden“ die Wörter „un-
ter den Voraussetzungen der 
§ 22 Absatz 2 und 3, § 23 des 
Gesetzes über Ordnungswid-
rigkeiten in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. 
Februar 1987 (BGBl. I S.602), 
das zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 30. November 
2020 (BGBl. I S. 2600) geän-
dert worden ist,“ eingefügt. 

bb) Die Sätze 2 bis 4 werden 
durch folgenden Satz ersetzt: 

 
 „§ 17 Absatz 4 und § 29a des 

Gesetzes über Ordnungswid-
rigkeiten bleiben unberührt.“. 

 

 b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 Nummer 2 werden 
nach den Wörtern „eingezo-
gen werden“ die Wörter „un-
ter den Voraussetzungen der 
§ 22 Absatz 2 und 3, § 23 des 
Gesetzes über Ordnungswid-
rigkeiten in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. 
Februar 1987 (BGBl. I S.602), 
das zuletzt durch Artikel 9a 
des Gesetzes vom 30. März 
2021 (BGBl. I S. 448) geän-
dert worden ist,“ eingefügt. 

bb) Die Sätze 2 bis 4 werden 
durch folgenden Satz ersetzt: 

 
 „§ 17 Absatz 4 und § 29a des 

Gesetzes über Ordnungswid-
rigkeiten bleiben unberührt.“. 

 
c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
 

„(4) Zuständige Verwaltungsbe-
hörde im Sinne des § 36 Absatz 1 
Nummer 1 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten ist in den Fällen 
des Absatzes 1  
 
1. Nummer 1, 4 bis 10, 12 bis 27 

bei Verstößen der Erlaubnisin-
haberinnen und Erlaubnisinha-
ber die jeweils zuständige Er-
laubnisbehörde, 

2. Nummer 2 das für Inneres zu-
ständige Ministerium oder  

3. Nummer 3, 4, 7, 8, 9, 10, 11 
und 14 bei unerlaubtem 
Glücksspiel die örtliche Ord-
nungsbehörde, auch in den 
Fällen, in denen ein Erlaubnis-
antrag bei der zuständigen Be-
hörde gestellt, aber noch nicht 
beschieden wurde.“. 

 

 c) unverändert  

d) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 
 

„(5) Zuständige Verwaltungsbe-
hörde im Sinne des § 36 Absatz 1 
Nummer 1 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten ist in den Fällen 
des § 28a Absatz 1 des 

 d) unverändert  
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Glücksspielstaatsvertrags 2021, 
soweit sich aus dem Glücksspiel-
staatsvertrag 2021 keine andere 
Zuständigkeit ergibt,  
 
1. bei unerlaubtem Glücksspiel im 

Sinne des § 20 Absatz 4 die 
Bezirksregierung Düsseldorf, 

2. bei Verstößen der Erlaubnisin-
haberinnen und Erlaubnisinha-
ber die jeweils zuständige Er-
laubnisbehörde oder 

3. bei unerlaubtem Glücksspiel 
die örtliche Ordnungsbehörde, 
auch in den Fällen, in denen 
ein Erlaubnisantrag bei der zu-
ständigen Behörde gestellt, 
aber noch nicht beschieden 
wurde.“. 

 
26. § 24 Absatz 3 wird aufgehoben. 

 
 26. unverändert  

Artikel 2 
Änderung des Spielbankgesetzes NRW 

 
Das Spielbankgesetz NRW vom 29. Mai 
2020 (GV. NRW. S. 363) wird wie folgt geän-
dert: 

 

 Artikel 2 
Änderung des Spielbankgesetzes NRW 

 
Unverändert  

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe 
zu § 10 wie folgt gefasst: 

 
 „§ 10 Störersperre“. 
 

  

2. § 4 wird wie folgt geändert: 
 

  

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

 

  

„Im Rahmen eines Konzessionsver-
fahrens sind die Bewerberinnen 
und Bewerber verpflichtet, auf Ver-
langen des Ministeriums alle von ihr 
angeforderten Unterlagen, die zur 
Entscheidung über einen Konzessi-
onsantrag erforderlich sind, einzu-
reichen.“. 
 

  

   
 
 
 
 

  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/13980 

 
 

43 

 
b) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

 
aa) In den Nummern 3, 4 und 8 

wird nach dem Wort „Glücks-
spielstaatsvertrags“ jeweils 
die Angabe „2021 vom [Einfü-
gen: Datum und Fundstelle]“ 
eingefügt. 

 
bb) In Nummer 11 werden nach 

dem Wort „wird“ die Wörter 
„und ihr ein eigener und von 
der Konzessionsinhaberin  
oder dem Konzessionsinha-
ber unabhängiger Videoaus-
wertungsplatz zur Verfügung 
gestellt wird“ eingefügt. 

 
cc) Nach der Nummer 11 werden 

folgende Nummern 12 und 13 
eingefügt: 

 
„12. alle von der Glücks-

spielaufsicht oder der Fi-
nanzaufsicht geforderten 
Sicherungsmaßnahmen 
für das ordnungsgemäße 
Spiel, wie zum Beispiel 
Aufzeichnungssysteme, 
Kartenmischmaschinen 
oder Geldscheinakzepto-
ren, angeschafft und be-
trieben werden, 

 
13. das Personal, das direkt 

oder indirekt Bezug zu 
den von der Spielbank 
angebotenen Glücks-
spielen oder direkten 
Kontakt zu den Spielerin-
nen und Spielern hat, die 
glücksspielrechtliche Zu-
verlässigkeit besitzt,“. 

 
dd) Die bisherigen Nummern 12 

bis 14 werden die Nummern 
14 bis 16. 
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3. § 7 wird wie folgt geändert: 
 

  

a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geän-
dert: 

 
aa) Die Wörter „5 des Gesetzes 

vom 9. Dezember 2019 
(BGBl. I S. 2146)“ werden 
durch die Wörter „3 des Ge-
setzes vom 30. November 
2020 (BGBl. I S. 2600)“ er-
setzt. 

 
bb) In der Nummer 1 werden die 

Wörter „in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 13. 
November 1998 (BGBl. I S. 
3322), das zuletzt durch Arti-
kel 62 des Gesetzes 20. No-
vember 2019 (BGBl. I S. 
1626) geändert worden ist“ 
gestrichen.  

 

  

b) In Absatz 3 Nummer 7 werden die 
Wörter „10 des Gesetzes vom 
12. Juli 2018 (BGBl. I S. 1151)“ 
durch die Wörter „1 des Gesetzes 
vom 18. Januar 2021 (BGBl. I 
S. 2s)“ ersetzt. 

 

  

4. § 10 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 10 
Störersperre 

 
(1) Die Konzessionsinhaberin oder der 
Konzessionsinhaber kann Personen 
sperren, die gegen die Spielordnung ge-
mäß § 14 Absatz 2 oder die Spielregeln 
verstoßen, gegen die ein begründeter 
Verdacht eines solchen Verstoßes be-
steht oder denen auf Grund des Haus-
rechts der Zutritt zur Spielbank unter-
sagt wurde. Es muss von der Konzessi-
onsinhaberin oder dem Konzessionsin-
haber eine spielbankübergreifende Stö-
rerdatei errichtet werden, in der im Fall 
einer Störersperre nach Satz 1 die Da-
ten von den betroffenen Personen, die 
Dauer der Sperre und die Tatsachen, 
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die zur Sperre geführt haben, gespei-
chert werden. 
 
(2) Nach Einrichtung der Störersperre 
teilt die Spielbank der betroffenen Spie-
lerin oder dem betroffenen Spieler Art 
und Dauer der Sperre unverzüglich 
schriftlich mit. 
 
(3) Die Konzessionsinhaberin oder der 
Konzessionsinhaber entscheidet auf 
schriftlichen Antrag der gesperrten Per-
son nach Ablauf der Sperrfrist über die 
Aufhebung der Störersperre. Die ge-
sperrte Spielerin oder der gesperrte 
Spieler hat einen Anspruch auf Lö-
schung der Spielersperre, wenn die 
Gründe, die zur Eintragung in die Sperr-
datei geführt haben, nachweislich nicht 
mehr gegeben sind.“. 

 
5. In § 11 wird nach dem Wort „Glücks-

spielstaatsvertrags“ die Angabe „2021“ 
eingefügt. 

 

  

6. In § 13 Absatz 9 werden nach Satz 1 die 
folgenden Sätze eingefügt: 
 
„Der Finanzaufsicht sind zur Aufgaben-
erfüllung von der Konzessionsinhaberin 
oder dem Konzessionsinhaber der Zu-
griff auf das Videoaufzeichnungssys-
tem, Monitore und ein Bedienpult für die 
Videoüberwachung nach Maßgabe des 
§ 12 Absatz 1 in den ihr zur Verfügung 
zu stellenden Räumen einzurichten. Die 
Finanzaufsicht hat dadurch einen unein-
geschränkten und von der Konzessions-
inhaberin oder dem Konzessionsinha-
ber unabhängigen Zugriff auf Tischka-
meras, die das Spielgeschehen der 
Spiele des Klassischen Spiels vollstän-
dig aufzeichnen, sowie auf die Kameras 
im Zählraum, die die Zähl- und Abrech-
nungsvorgänge vollständig aufzeich-
nen. § 12 Absatz 1 Satz 4 bleibt unbe-
rührt.“. 
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7. § 14 wird wie folgt geändert: 
 

  

a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Nummer 2 werden nach 
dem Wort „Personaleinsat-
zes“ die Wörter „und wie die 
erste Inbetriebnahme von 
Spielautomaten oder von 
Spielsoftware durchgeführt 
wird,“ eingefügt. 

 
bb) In Nummer 3 wird nach dem 

Wort „Absatz“ die Angabe „3“ 
durch die Angabe „1“ ersetzt. 

 
cc) In Nummer 4 werden nach 

dem Wort „Abrechnungen,“ 
die Wörter „die Ermittlung des 
Bruttospielertrags,“ eingefügt. 

 
dd) In Nummer 5 werden nach 

den Wörtern „aufzubewahren 
sind“ die Wörter „,welche 
technischen Hilfsmittel im Au-
tomatenspiel und im Klassi-
schen Spiel eingesetzt wer-
den müssen“ eingefügt und 
nach den Wörtern „Bargeld-
bestand im Automatenspiel“ 
werden die Wörter „und an 
den Spieltischen“ eingefügt. 

 

  

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In der Nummer 2 werden 
nach dem Komma die Wörter 
„welche Pflichten der Konzes-
sionsinhaberin oder des Kon-
zessionsinhabers bei Sonder-
veranstaltungen bestehen,“ 
eingefügt. 

 
bb) Nach der Nummer 4 werden 

die folgenden Nummern 5 bis 
7 eingefügt: 

 
„5. welche Pflichten die 

Spielerinnen und Spieler 
hinsichtlich des Setzens 
von Spielmarken und der 
Geltendmachung von 
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Einsätzen und Gewinn-
ansprüchen haben, 

6. welche Pflichten die 
Spielerinnen und Spieler 
im Rahmen der Spielteil-
nahme und bei Verlas-
sen der Spielbank ha-
ben, 

7. welche Verhaltensregeln 
innerhalb der Spielbank 
für die Spielerinnen und 
Spieler gelten,“. 

 
cc) Die bisherigen Nummern 5 

bis 8 werden die Nummern 8 
bis 11.  

 
8. In § 15 Absatz 1 Nummer 6 und in § 19 

Absatz 11 wird jeweils nach dem Wort 
„Glücksspielstaatsvertrags“ die Angabe 
„2021“ eingefügt. 

 

  

9. Dem § 34 wird folgender Absatz 4 ange-
fügt: 

 
 „(4) Die Verpflichtungen zur Einrichtung 

eines eigenen Videoauswertungsplat-
zes aus § 4 Absatz 7 Nummer 11 und 
des Zugriffs auf das Videoaufzeich-
nungssystem nach § 13 Absatz 9 Satz 2 
ist bis zum 31. Dezember 2022 umzu-
setzen.“. 

 
 

  

Artikel 3  
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2021 in Kraft.  

 Artikel 3  
Inkrafttreten 

 
Unverändert  
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Bericht  
 
A Allgemeines  
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung „Gesetz zur Umsetzung des Glücksspielstaatsver-
trags 2021“, Drucksache 17/12978, wurde am 24. März 2021 vom Plenum nach der ersten 
Lesung federführend an den Hauptausschuss sowie zur Mitberatung an den Ausschuss für 
Heimat, Kommunales, Bauen und Wohnen, an den Haushalts- und Finanzausschuss sowie 
an den Innenausschuss überwiesen. 
 
 
B Beratung 
 
Der Hauptausschuss befasste sich mit dem Gesetzentwurf erstmalig in seiner Sitzung am 15. 
April 2021 und beschloss die Durchführung einer schriftlichen Anhörung. Mit Vorlage 17/4581 
war dem Ausschuss der Vorentwurf des Umsetzungsgesetzes zum Glücksspielstaatsvertrag 
bereits bekannt und Bestandteil der Anhörung zum Staatsvertrag am 1. März 2021. Der Sach-
verständigenkreis, der bereits zum Glücksspielstaatsvertrag gehört wurde, wurde gebeten 
schriftlich Stellung zu nehmen bzw. seine schriftlichen Äußerungen zu ergänzen. 
 
Folgende schriftliche Stellungnahmen wurden dem Ausschuss vorgelegt: 
 

Sachverständige/Institutionen/Verbände Stellungnahme 

Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 

17/3845 
Städtetag Nordrhein-Westfalen 
Köln 

Landkreistag Nordrhein-Westfalen 

Düsseldorf 

DIHK | Deutscher Industrie- und Handelskammer-
tag e.V. 
Berlin 

17/3833 

Landesbeauftragte für Datenschutz und Informati-
onsfreiheit Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 

17/3799 

Technische Universität Dresden  
Klinische Psychologie und Psychotherapie  
Professur für Suchtforschung  
Professor Dr. Gerhard Bühringer  
Dresden 

17/3837 
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Sachverständige/Institutionen/Verbände Stellungnahme 

Ruhr-Universität Bochum 
GlüG - Institut für Glücksspiel und Gesellschaft 
Professor Dr. Julian Krüper 
Bochum 

17/3810 

Forschungsstelle Glücksspiel 
Universität Hohenheim 
Stuttgart 

17/3814 

Landesstelle Sucht NRW 
Geschäftsstelle 
c/o Landschaftsverband Rheinland 
Dezernat 8 
Köln 

17/3843 

Fachverband Glücksspielsucht e.V. 
Herford 

Fachverband Sucht e. V.  
Bonn 

17/3779 

Deutscher Online Casinoverband e.V. 
Kiel 

17/3831 

Deutscher Sportwettenverband e.V. 
Berlin 

17/3807 

Die Deutsche Automatenwirtschaft e.V. 
Haus der Automatenwirtschaft 
Berlin 

17/3832 

Fachverband Spielhallen e. V. 
Berlin 

UAVD - Unabhängiger Automatenaufsteller Ver-
band Deutschland e.V. 
Berlin 

17/3806 

 
 
Der mitberatende Innenausschuss stimmte in seiner Sitzung am 6. Mai 2021 über ein Votum 
zur Drucksache 17/12978 ab. Er empfahl dem federführenden Hauptausschuss mit den Stim-
men der Fraktionen von CDU und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN und AfD die Annahme des Gesetzentwurfs. 
 
Auch der mitberatende Haushalts- und Finanzausschuss votierte am 6. Mai 2021 mit den Stim-
men der Fraktionen der CDU und der FDP gegen die Stimmen der Fraktionen der SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der AfD für die Annahme des Umsetzungsgesetzes zum Glücks-
spielstaatsvertrag. 
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Am 7. Mai 2021 beschäftigte sich der Ausschuss für Heimat, Kommunales, Bauen und Woh-
nen in seiner Sitzung letztmalig mit dem Beratungsgegenstand. Der Gesetzentwurf wurde vom 
Ausschuss mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP gegen die Stimmen der Frak-
tionen von SPD und AfD bei Enthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN unverändert 
angenommen. 
 
Die Fraktionen der CDU und der FDP brachten am 18. Mai 2021 einen Änderungsantrag, 
Drucksache 17/13829 (Neudruck), ein. 
 
Der Hauptausschuss beriet den Gesetzentwurf zur Umsetzung des Staatsvertrages final in 
seiner Sitzung am 2. Juni 2021. 
 
Die Fraktion der CDU eröffnet die Aussprache und lobt den vorliegenden Gesetzentwurf, der 
die modernen Entwicklungen des Glücksspielwesen miterfasst habe. Den Einwänden der 
kommunalen Spitzenverbände zum Bestandsschutz werde Rechnung getragen. Mit dem Än-
derungsantrag würden Anregungen aus der schriftlichen Anhörung berücksichtigt. Insbeson-
dere die Glücksspielforschung (§ 9) und die Suchtprävention (§ 8) würden nun gestärkt und 
gefördert werden. 
 
Die Bewertung des Gesetzentwurfs fällt bei der Fraktion der SPD anders aus. Indem das Um-
setzungsgesetz zum Glücksspielstaatsvertrag nun die Möglichkeit vorsehe, die Abstandsre-
gelungen von 350 Meter auf 100 Meter verringern zu können, würden die stationären Glücks-
spielanbieter gestärkt bzw. bevorzugt. Die größeren Abstände der Spielhallen untereinander 
sollten einen Abkühlungseffekt bei den Spielern bewirken. Mit der Verkürzung der Abstände 
sei der Eintritt diesen Effekts fragwürdig. Des Weiteren seien die Zertifizierungsanforderungen 
an die Glücksspielbetreiber zu gering; Spieler- und Verbraucherschutz seien keine Bestand-
teile der Zertifizierungsnormen. Die Übergangsregelungen für Mehrfachkonzessionen stelle 
die Kommunen vor große rechtliche Probleme. Die SPD kündigt zur Beratung im Plenum an, 
einen eigenen Änderungsantrag einreichen zu wollen. 
 
Die Fraktion der FDP entgegnet, dass ein Schutz der Spieler über Abstandsregelungen der 
Spielhallen in der heutigen Zeit nur eingeschränkt möglich sei, so lange das Smartphone als 
„Hosentaschencasino“ immer präsent wäre. Die Möglichkeiten des Online-Glücksspiels ma-
che eine starre Regelungen von Abständen der stationären Anbieter vernachlässigbar. Wichtig 
sei es, die Forschung zum Glücksspiel zu intensivieren (und ggf. neue Erkenntnisse in künftige 
Normen einfließen zu lassen). Der vorliegende Gesetzentwurf sei ein Kompromiss, auch in 
Bezugnahme auf die Maßnahmen anderer Bundesländer, der nicht nur Spieler- und Verbrau-
cherschutz berücksichtigen müsse. 
 
Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN teilt die Meinung der FDP nicht. Die Anforderungen 
an die analoge Welt könne nicht gleichgesetzt werden mit denen der digitalen Welt. Der Ge-
setzentwurf helfe den Kommunen nicht bei ihrer Arbeit, sondern schaffe Rechtsunsicherheit. 
Auch der vor Kurzem vorgelegte Änderungsantrag ändere daran nichts. Die Fraktion erklärt, 
weder dem Gesetzentwurf noch dem Änderungsantrag zustimmen zu können. 
 
Das Verbesserungspotenzial, dass in der Anhörung zum Glücksspielstaatsvertrag am 1. März 
2021 und in den schriftlichen Stellungnahmen zum Umsetzungsgesetz aufgezeigt wurde, 
werde von den regierungstragenden Fraktionen ungenutzt gelassen, konstatiert die Fraktion 
der AfD. Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf würde dem Spielerschutz ein Bärendienst er-
wiesen; Forschung und Prävention würden mit dem Umsetzungsgesetz und dem Änderungs-
antrag nicht ausreichend unterstützt.  
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/13980 

 
 

52 

Die Landesregierung zeigt auf, dass es nach ihrem Kenntnisstand keine einheitliche ableh-
nende Meinung der Kommunen zum Gesetzentwurf gäbe.  Die viel zitierte Aussage einer kom-
munalen Vertreterin in der Anhörung vom 1. März 2021 spiegele nicht eine kongruente Beur-
teilung der kommunalen Familie wieder. Über das Baurecht stünden den Kommunen bereits 
Regelungsmöglichkeiten hinsichtlich der Menge an Spielhallen und deren Abstände zueinan-
der zur Verfügung. Auch die Zertifizierungsnorm (§ 16a) solle nicht in Abrede gestellt werden. 
Die Zertifizierungsvorgaben helfen u.a. dabei gut geschultes Personal im stationären Glücks-
spiel vorzufinden. Die Norm biete die Möglichkeit für die Regierung, die Einhaltung zu kontrol-
lieren und Betreibern von Spielhallen, die die Vorgaben erfüllen, zu fördern. 
 
Sodann werden der Änderungsantrag und der Gesetzentwurf zur Abstimmung gestellt. 
 
 
C Ergebnis 
 
Der Änderungsantrag der Fraktionen der CDU und der FDP, Drucksache 17/13829 (Neu-
druck), wird mit den Stimmen der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP gegen die Stim-
men der Fraktionen von Bündnis 90/DIE GRÜNEN und der AfD bei Enthaltung der Fraktion 
der SPD angenommen. 
 
Der so geänderte Gesetzentwurf, Drucksache 17/12978, wird mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU und der FDP gegen die Stimmen der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/DIE GRÜNEN 
und der AfD angenommen. 
 
 
 
 
Dr. Marcus Optendrenk  
Vorsitzender 
 


